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Einleitung. 

Die nachstehenden Untersuchungen sind in erster Linie 
dazu bestimmt, den Lesern dieser Zeitschrift eine Anzeige des 
Grrünhut'schen Wechselrechtes, welches im Vorjahre als 
dritter Theil des ßinding'schen Handbuches der deutschen 
Rechtswissenschaft in zwei Bänden erschienen ist, nicht zu 
bieten , sondern zu ersetzen , da der Verfasser als Herausgeber 
eine eigentliche Recension seines Buches in diesen Blättern zu 
vermeiden wünscht. Gleichzeitig will ich meine eigenen durch 
die jüngsten Forschungen 1 ) vielfach beeinflussten , jedoch 



*) S. ausser dem Grün hu t'schen Werke Cesare Vivante, Trattato di 
diritto commerciale, II, 2., Le merci ei titoli di credito, Torino 1896; Staub, 
Commentar zur allgemeinen deutschen Wechselordnung, 2. Aufl., Berlin 1896, 
Bruschettini, Trattato dei titoli al portatore, Torino 1898 (mit umfassendem 
historischem Theil). S. auch Randa, Das Eigentumsrecht, Leipzig 1893 und 
dessen Anzeige des Grünhut'schen Werkes in der Oesterreichischen Gerichts- 
Zeitung 1897, Nr. 48. 
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2 Prof. Dr. Karl Adler: Studien zur Lehre 

häufig von deren Ergebnissen stark abweichenden Ansichten 
mittheilen. 

So möge der Leser die etwas zwitterhafte und fragmen- 
tarische Natur der folgenden Erörterungen mit ihrem mehr- 
fachen Zwecke freundlich entschuldigen. Insbesondere müssen 
wir der Besprechung der neuen historischen Forschungen, an 
welchen sich Grünhut in umfassendster Weise betheiligt hat, 
trotz ihres grossen Interesses aus dem Wege gehen. 

§. I. Der Begriff des Werthpapieres. 

Die herrschende Lehre vom Wertpapiere beruht auf der 
von Brunner 2 ) aufgestellten Definition : „Das Werthpapier ist 
eine Urkunde über ein Privatrecht, dessen Verwerthung durch 
die Innehabung der Urkunde privatrechtlich bedingt ist." Bei 
Forderungspapieren bedeutet dies einfach, dass der Schuldner 
nur gegen das Papier zu zahlen braucht. Durch das Wort 
„privatrechtlich" soll der Gegensatz zu den gewöhnlichen Be- 
weisurkunden festgelegt werden, welche für die Durchsetzung 
des Rechtes eine blos processuale Bedeutung haben. Von den 
sonstigen Dispositivpapieren unterscheidet sich das Werthpapier 
nach der Brunn er'schen Definition dadurch, dass bei der 
Dispositivurkunde das verbriefte Recht in seiner Entstehung, 
beim Werthpapiere in seinem Bestände durch das Dasein 
der Urkunde bedingt ist. Ich halte de n von Brunn er fest- 
gelegte n Begriff fü r einen viel zu weiten_and das hervor- 
gehobene Merkmal für gar nicht charakteristisch. Man be- 
denke: die Werthpapiere sind der wichtigste Hebel des Capi- 
talismus unseres modernen Wirtschaftslebens, sie bezeichnen 
dessen höchste Verfeinerung. Ihre charakteristische wirthschaft- 
li che Eigenschaft ist offenbar, wie auch Brunn er erkennt, 
die Verkörperung von Werthen u nd die Ermöglichung des 
Massenumsatzes von Güt ern , ihre Absatz- und Umsatzfähigkeit. 
Wenn nach Karl Meng er 8 ) Geld die absatzfähigste Waare 
ist, so stehen ihm in dieser Eigenschaft die Werthpapiere am 
nächsten, sie verkörpern, vertreten und ersparen Geld und 



*) In Endemann's Handbuch, Bd. II, '*§*. ll7. Uehnlich Goldschmidt' 
Universalgeschichte , S. 385, 386- 

3 ) S. v. Geld in Conrad's Handwörterbuch der Staatswissenschaften. 
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von den Wertpapieren und dem Wechsel. 3 

Gut im ökonomischen Kreisläufe und bezeichen eine neue Epoche 
der potenrirten Creditwirthschaffc. Während daa Creditsystem 
in seinen einfachen Anwendungen die dem Gläubiger entbehr- 
lichen Güter zeitweise in die Verwendung des Schuldners bringt, 
löst unser auf den Umlauf der Werthpapiere gegründetes Cre- 
ditsystem das Problem 7 dem Schuldner die Güter zur Verfügung 
zu stellen, ohne sie dem Gläubiger zu entziehen, denn der 
Gläubiger erhält an dem Werthpapiere infolge seiner Absatz* 
fähigkeit ein Geldsurrogat, ein Gut, das er jederzeit zu 
Geld machen kann. Das Werthpapier stellt die Forderung in 
der absatzfähigsten Gestalt dar. Und all dies soll die einfache 
Verabredung bewirken, dass der Gläubiger bei der Zahlung 
Zug um Zug die Urkunde zurückzustellen hat, d. h. das$ er 
das, was unzweifelhaft; seine Pflicht ist, auch rechtzeitig und 
pünktlich thut. Wie sollte eine Verabredung, welche die Pflichten 
des Gläubigers mir einseitig verschärfen kann, die Absatz- 
fähigkeit der Forderung erhöhen? Aber auch vom rein juristischen 
Standpunkt lässt sich die Verfehltheit der Brunner'schen 
Begriffsbestimmung nachweisen. Sie geht von dem Dogma aus, 
dass bei gewöhnlichen Schuldurkunden die Zahlung auch ohne 
Rückstellung der Schuldurkunde verlangt werden kann, dass 
der Schuldner erst nach der Zahlung berechtigt ist, die Ur- 
kunde mit der condictio ob causam finitam vom befriedigten 
Gläubiger zurückzufordern. Aber diese Bestimmung ist selbst 
für das römische Recht unerweislich. Wir wissen nur, dass dem 
Schuldner gemäss den römischen Quellen nach der Zahlung eine 
condictio ob causam finitam zusteht , wir wissen aber nicht , was 
der Prätor zu dem dummdreisten Gläubiger gesagt hätte, der 
sich geweigert hätte , die in seinen Händen befindliche Urkunde 
Zug um Zug gegen die Zahlung zurückzustellen. Es ist kaum 
denkbar, dass bei fortgeschrittenem Rechte hier die exceptio 
doli verweigert worden wäre. Es lässt sich überdies durch das 
Zeugniss zweier hervorragender Schriftsteller (Sehumm 4 ) und 



4 ) Die Amortisation, Beilageheft z. Arch. f. civ. Pr., Heidelberg 1830, S. 10: 
„ Wohl aber muss derselbe (sc. der Schuldner) berechtigt sein , von dem Empfänger 
der Zahlung ein Surrogat für diejenige Sicherheit , welche ihm .... die Zurück- 
gabe des Schuldscheines gewähren würde, zu verlangen, und, da die Verbind- 
lichkeit des Gläubigers zur Ausfolge des Schuldscheines im Augenblicke 
der Zahlung begründet ist, die Zahlung so lange zurückzuhalten, oder die 
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4 Prof. Dr. Karl Adler: Stadien zur Lehre 

Mevius 5 ) belegen, dass zur Zeit der Blüte des gemeinen 
Rechtes an der Verpflichtung zur Rückstellung der Schuldscheine 
nicht gezweifelt wurde. 

Auch das preussische Landrecht I, 16, §. 125 sagt ganz deut- 
lich: Ausser der Quittung kann der Zahlende auch noch die 
Rückgabe des über die berichtigte Schuld einseitig ausgestellten 
Instrumentes fordern. Auch hier ist es besonders mit Rücksicht 
auf das in N. 4 Gesagte ganz verfehlt, das Wort : „berichtigte" 
Schuld zu pressen und mit Berufung auf I, 16, §. 86 6 ) zu 
lehren, dass Quittung und Urkunde nicht Zug um Zug ge- 
fordert werden dürfen. Das Gesetz sagt ja ganz naiv und richtig, 
dass beides erst nach der Zahlung gefordert werden darf. Es 
deutet aber ganz scharf an, dass ohne beides nicht Zahlung 
gefordert werden kann, und die Ausführung Schumm's zeigt 
auch, dass das Gesetz ursprünglich nicht anders verstanden 
wurde. 

Am wenigsten Zweifel besteht für das österreichische 
Recht, dass die privatrechtliche Abhängigkeit der Geltend- 
machung eine Forderung von der Innehabung der nicht amor- 
tisirten Schuldurkunde keine Besonderheit der Werthpapier- 
forderung ist, sondern jeder vom Schuldner verbrieften Forde- 
rung zukommt. §. 1428 spricht dies mit dürren Worten aus 
und Zeiller 7 ) bemerkt hiezu, dass sonst, wenn nämlich der 



zu zahlende Summe gerichtlich zu deponiren, bis der Gläubiger die Schuld- 
urkunde vorgefunden, oder deren etwaige gänzliche Vernichtung hinreichend er- 
wiesen oder aber reelle Caution geleistet haben werde." Weiter ist ausgeführt 
(s. insbesondere §. 8 pr.), dass die Amortisation das Vorhandensein der Schuld- 
urkunde ersetzt. Diese besteht in der Regel (bei Privaturkunden) in der Aus- 
stellung eines privaten Mortificationsscheines. Ausnahmsweise findet bei Staats- 
papieren und öffentlichen Instrumenten die öffentliche gerichtliche Amortisation 
statt. Bern eikens wer th ist, dass Schumm zwei Seiten früher vom Rechte auf 
Rückgabe des Schuldscheines „nach geleisteter Zahlung" spricht. Es ist 
dies ein Beweis , dass es einer naiven Rechtsauffassung nicht beifiel , hier 
überfeine Unterscheidungen aufkommen zu lassen. 

6 ) P. III decis. 146, P. VI dec. 119. Mit Rücksicht auf das in der 
vorigen Note Gesagte nur scheinbar widersprechend, Estor, Bürgerl. Rechts- 
gelehrsamkeit der Deutschen , Th. II, Hptst. 41 , §. 3873 a : nicht eher , bevor er 
die Zahlung leistet. 

6 ) Wer Zahlung geleistet hat, ist Quittung zu fordern 

berechtigt. 

') Commentar , Z. 1 zu §. 1428. 
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von den Wertpapieren und dem Wechsel. 5 

zahlende Schuldner die Urkunde nicht Zug um Zug zurück- 
fordern könnte , der Gläubiger oder dessen Erbe daraus wieder 
eine Klage rege machen könnte, die, wenn die Quittung nicht 
deutlich abgefasst oder in Verlust gerathen wäre, sich nicht 
leicht entkräften Hesse. Es ist daher verwunderlich, dass gerade 
ein österreichischer Civilist von der Bedeutung eines Ran da 8 ) 
die Brunn er'sche Theorie annehmen konnte. Auch Hasen- 
öhrl 9 ) und Krainz-Pfaff 10 ) interpretiren den §. 1428 ein- 
schränkend und beziehen ihn nur auf Werthpapiere. Dies ist 
aber nicht mehr Auslegung, sondern Auflehnung, und zwar 
Auflehnung nicht gegen einen starren Rechtssatz, der den 
Forderungen der Praxis nicht genügt, sondern gegen einen 
vernünftigen Satz , der zu einer theoretischen Einbildung nicht 
passt. Aber auch wenn nach irgend einem Rechte die Eigen- 
schaft, bei der Zahlung zurückgestellt werden zu müssen, 
gewissen Urkunden zukommt, anderen nicht, so ist auf diesen 
äusserlichen und unpraktischen, nur auf einem Mangel der Ge- 
setzgebung beruhenden Unterschied die Definition des "Werth- 
papiers nicht zu gründen. 

Diese müss te vielmehr von der Erkenntniss ausgehen, 
dass die Werthpapierqualität im ökonomischen Sinne voll- 
kommen gleichb edeutend ist mit de r Negotiabilität. Die Negotia- 
bilität ist eine Eigenschaft, Heren juristische Bedeutung von 
der englischen Jurisprudenz längst voll gewürdigt wurde und 
deren Wichtigkeit auch Thöl 11 ) erkannt hat. Juristisch er- 

8 ) S. unten S. 7, Anm. 14. 

») Obl.-R.II 98, Anm. 4; richtig dag. eod. 487. 

10 ) II, § 346. Ich freue mich lebhaft anfahren zu dürfen, dass der Heraus- 
geber Pfaff laut mündlicher Aeusserung, diese Interpretation nicht 
billigt, sondern der im Texte vertretenen zustimmt. Arg. Protokolle, 
Ofner II 254, 583 Rev. E. §. 1404. 

") Thöl hat allerdings die unbrauchbarste Definition des Werthpapier- 
begriffes geliefert , indem er unter Werthpapier jede Urkunde über ein Vermögens- 
recht verstehen wollte. Die Unrichtigkeit ist jedoch keine juristische, sondern 
eine rein terminologische. Er wählte zur Bezeichnung des Werthpapierbegriffes 
das bezeichnendere Fremdwort negotiable Papiere. Das Wort Werthpapier ist in 
Oesterreich, und zwar schon in der Gesetzgebung länger im Gebrauch als in 
Deutschland, wo es erst Brinkmann eingeführt haben soll. S. das Pat. vom 
9. August 1854 , R. G. Bl. 208 , §. 99. Siehe auch die Ministerialverordnung vom 
28. October 1865, Z. 100; Ges. vom 3. Mai 1868, Z. 36, dazu Ran da I.e., 
ferner das Börsensteuerges. vom 18. September 1892, R. G. Bl. Z. 172, und §. 1 des 
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fasst ist der Wertbpapierbegriff, wenn wir feststellen kösnen, 
auf welcher juristischen Eigenschaft die Abeatzfahrgkeifc oder 
Negotiabilität der Werthpapiere beruht, Sie ist nicht schon 
dadurch gegeben, dass der Schuldner nur gegen Vorlegung 
der Urkunde zu zahlen braucht, auch anerkanntennasaen 
nicht dadurch, dass der Schuldner gegen Verlegung äet Ur- 
kunde an deren (durch die Urkunde selbst bezeichneten oder 
auch gar nicht weiter bezeichneten) Präsentanten zahlen darf* 
d. h. mit befreiender Wirkung zahlen kann. 

Die letztere Eigenschaft macht das Papier nach allgemeiner An- 
sicht nur zum Legitimationspapier. Die erstere Eigenschaft kommt 
nach unserer oben ausgeführten Ansicht wenigstens nach manchen 
Rechten überhaupt allen Forderungsurkunden zu. Die Werthpapier - 
qualität, d. i. die Absatzfähigkeit beruht vielmehr auf der Eigen - 
schaft, dass der Schuldner n u r an den Inhaber (an keinen andern) 
zahlen kann. i a ) Diese Eigenschaft verleiht dem Besitzer die Sicher- 
heit, dass er und kein anderer zur Ausübung des Rechtes zugelassen 
wird. Infolge dieser engen Bindung des Rechtes an die Urkunde wird 
die Gefahr ausserordentlich vermindert, welche sonst mit dem Er- 
werbe eines persönlichen Rechtes ohne Zustimmung des Verpflichte- 
ten verbunden ist, die Gefahr nämlich, dass der Gläubiger, welcher 
das Recht abtritt, selbst nicht der wahre Gläubiger war, oder 
dass er nicht berechtigt war, das Recht abzutreten. 

Dem Erwerber eines Werthpapiere3 bietet der bisherige 
Besitz des Gläubigers und sein nunmehr von dem bisherigen 
Gläubiger redlich erworbener Besitz in aller Regel die Sicher- 
heit, dass er und kein anderer nunmehr Gläubiger wird und 
er braucht diese Sicherheit nicht etwa durch eine Mittheilung 
an den Verpflichteten zu erkaufen, wie dies in der Regel bei 
dem abgeleiteten Erwerbe eines persönlichen Rechtes der Fall 
ist. 18 ) Wir gelangen somit zur Definition des Werthpapieres 

Ges. vom 9. März 1897, R. G. Bl. Nr. 195, hiezu §. 2 der Durchführungsverordnung 
vom 9. März 1897, R. G. Bl. Nr. 195, und Weishut, Der Effectenumsatz, 
2. Aufl. 1898, S. 30 folg. üeber die deutsche Gesetzgebung s. Brunn er, §. 191, 
und besonders Robinow, Der Begriff des Werthpapieres, Berlin 1892. 

18 ) Schon in Urkunden des 9. Jahrhunderts findet sich „die Ordreklausel 
mit der Massgabe, dass nur derjenige Dritte berechtigt sein soll, welchem das 
Papier gegeben wird" (Goldschmidt, Universalgesch., S. 391, Anm. 30«). 

lb ) Thöl, §. 214, I: Je weniger Schwierigkeiten der Umstand hat, dass 
an die Stelle des Gläubigers oder sonst Berechtigten ein anderer als Berechtigter 

24 



Digiti 



zedby G00gle 



von de» Wextbp*pieren und de» Wechsel. 7 

als einer Urkunde über ein Reefafc, welches, solange die Urkunde 
thatsächlich und rechtlich besteht, mit befreiender Wirkung 
für de» Verpflichteten nur von deren Inhaber ausgeübt werden 
kaosn ; läset der Verpflichtete: die Ausübung duxeh eine andere 
Person zu, so trägt er die Gefahr, das» diese Person nicht der 
Fechte Gläubiger war oder ein neuer Gläubiger ihm erwächst. 

Aeusseriich stimmt die- Definition Band a's 14 ) in den wesent- 
lichsten Punkten mit der unseren überein, denn auch er sagt, dass 
bei Wegrthpapierea die Leistung nur gegen Rückstellung* des 
P&pieres erfolgen kann. Würde Ran da aber nrit diesem „nur" 
und „kann" Ernst machen, so könnte er die Rectapapiere niekt zu 
den Wertpapieren zählen. Denn es ist sicher, dass die Bezahlung 
eines Rectawechsels zwar nur gegen Rückgabe des Wechsels 
erfolgen muss, aber auch ohne solche Rückgabe ohne Gefahr 
des Schuldners erfolgen kann, denn der Schuldner hat gegen* 
über jedem Cessionar des Rectawechsels die Einrede, dass er 
an seinen Vorgänger bereits gezahlt hat. Auch zeigen andere 
Stellen, sowie die Berufung auf Brunn er und Goldschmidt, 
dass Ran da völlig auf dem Boden der herrschenden Lehre 
steht. Gerade aus der Aufnahme der nicht negotiablen Recta*- 
papiere unter die Kategorie der Werthpapiere erklären sich alle 
übrigen Fehler der herrschenden Auffiassung. Ihre Schluss- 
folgerung lautet: der Wechsel ist ein Werthpapier. Also muss die 
Definition der Werthpapiere auch den Rectaweehsel umfassen. 
Um dies aber zu können, muss sie die wahre und wesentliche 
Eigenschaft der Werthpapiere, die Negotiabilität, verdunkeln 
und so weit werden, dass sie überhaupt nichts Charakteristi- 
sches mehr enthält» 

Es gibt nur sehr wenige Werthpapiere, deren Absatz- 
fahigkeit auf dem in die Definition aufgenommenen Rechtssatze 
allein beruht. Besonders wichtig und für die Entwicklung des 
Werthpapier wesens durch ihre gesteigerte Absatzfähigkeit ent- 
scheidend waren jene Werthpapiere, welche als für den Handel 



tritt und ausreichend zum Fordern oder zur Empfangnahme legitimirt ist. desto 
geeigneter ist das Papier, Gegenstand vielfacher Anschaffungen und Veräusse- 
rungen, also eines vielfachen (regen, lebendigen) Umsatzes und einer solchen 
Nachfrage zu sein. Demnach gehören zu den negotiablen Papieren die indossablen 
Papiere (die Wechsel- und die Ordre papiere) und die Inhaberpapiere. 
14 ) Oesterreichisches Eigentumsrecht, S. 360, Anm. 49 a. 
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in genere geeignete, in aller Kegel fungible Massenartikel aus- 
gegeben werden — die Effecten. 

Die Eignung zum Handel in genere wird dadurch erzeugt, 
dass eine grosse Anzahl von Stücken (Appoints) ausgegeben 
werden, deren eines genau soviel werth als das andere ist, oder 
deren Werthe wenigstens in einem genau feststehenden, die 
Umrechnung erleichternden, bequemen arithmetischen Verhält- 
nisse zu einander stehen. Die Voraussetzung hiefür ist, dass 
die Rechtsgrundlagen der Effecten einer gleichen Gattung völlig 
gleich sind. Das Aufkommen der Effecten 16 ) mit den wach- 
senden finanziellen Bedürfnissen der Staaten, Gemeinden und 
Actien vereine, zu welchen die Kriege und die ungeheuren 
Gütervermehrungen im Beginne der Neuzeit die Veranlassung 
boten, hat den Ausbau des modernen Creditsystems vollendet. 
In doppelter Weise trug die Ausbildung der Effecten zum 
Entstehen umsatzfähiger, an das Papier gebundener Rechte bei. 
Einmal durch die Unübersehbarkeit der im übrigen völlig 
gleichartigen Rechtsbeziehungen des durch Emission von Effecten 
Verpflichteten zu dem Berechtigten. Es hört bei diesen Papieren 
die Möglichkeit einer Identitätsprüfung des Gläubigers auf und 
schon dadurch ist ein Besitzwechsel ohne Rücksicht auf die 
individuellen Beziehungen zum Schuldner leicht möglich. 
Der Schuldner zahlt in seinem eigenen Interesse nur gegen 
Vorweisung des Papiers, weil sich bald herausstellt, dass eine 
Evidenzhaltung der Gläubiger mit ungemeinen technischen 
Schwierigkeiten ^verbunden ist. Aus dieser Uebung ergab sich 
leicht, dass auch der Gläubiger und Erwerber des Papiers ein 
Recht hatte, auf das Einhalten dieser Uebung zu zählen, dass 
der Schuldner, der nur gegen das Papier zu leisten brauchte, 
nur gegen das Papier leisten durfte. Der germanische Grund- 
satz „Hand wahre Hand" trug dann das Seinige dazu bei, um 
die JJechtsentwicklung auf diesem Gebiete abzuschliessen. Dann 
aber ist die öffentliche Bewerthung durch den Cours ein mäch- 
tiger Hebel zu neuen Umsätzen geworden. 



15 ) Goldschmidt, s. v. Handelsrecht in Conrad's Handwörterbuch der 
Staatswissenschaften, S. 336 , Z. 2 , Abs. 2. 
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von den Wertpapieren nnd dem Wechsel, 9 

§. 2. Arten der Wertpapiere. 

1. Die Werthpapiere zerfallen in vollkommene u n d unvoll- 
kommene. Diese Eintbeilung wurde bereits längst sowohl für 
die Ordrepapiere als die Inhaberpapiere aufgestellt 16 ). ohne dass 
der gemeinsame leitende Gedanke völlig klar ausgesprochen 
worden wäre. Auch wurde bei den Inhaberpapieren zwischen 
jenen Papieren, die gar keine Werthpapiere sind, d. i. den 
Legitimationspapieren und jenen Inhaberpapieren, welche zwar 
unvollkommene "Werthpapiere, aber doch Werthpapiere sind, 
nicht unterschieden. In der Regel wurden nämlich unter un- 
vollkommenen Inhaberpapieren solche Papiere verstanden, 
gegen welche der Verpflichtete an jeden Inhaber leisten 
darf. Unter diese Begriffsbestimmung fallen auch Urkunden, 
bei welchen der Schuldner nicht nur an den Inhaber zahlen 
darf, sondern auch durch Leistung an den ursprünglichen Gläu- 
biger befreit wird, wenn ihm die Uebertragung nicht angezeigt 
wurde. Diese Urkunden, zu welchen z. B. die Garderobezettel 
gehören, sind aber offenbar überhaupt keine Werthpapiere, 
weder vollkommene noch unvollkommene, und haben mit den 
unvollkommenen Ordrepapieren (Namensactien u. dergl.), die 
wirklich Werthpapiere sind, keine Aehnlichkeit (s. u.). 

Wir erblicken den Gegensatz zwischen vollkommenen und 
unvollkommenen Wertpapieren darin , dass bei den unvoll- 
kom menen Wertpapieren an den durch das Papier legitimirten 
Inhab er und n ur a n diesen gezahl t we rden darf, während bei 
den vollkommenen W erthpapieren an den legitimirten Inhaber 
bei Eintritt der Verzugsfolgen auch gezahlt werden muss. 
Bezweifelt der Schuldner bei den vollkommenen Werthpapieren 
das Recht des Inhabers, so thut er dies auf seine Gefahr, 
während er bei den unvollkommenen Werthpapieren sich zwar 
verantwortlich macht, wenn er einem Nichtinhaber zahlt, aber 
auch dem legitimirten Inhaber die Zahlung bis zum vollen Be- 
weise des Rechtserwerbs vorenthalten darf. 

2. Die Werthpapiere sind ferner theils solche, welche auf 
Namen, theils solche, welche auf Inhaber lauten. Alle Werth- 
papiere, die auf Inhaber lauten, sind Inhaberpapiere. Es ist 

1G ) Vgl. bes. F. H. Bohren d, Die unvollkommenen Werthpapiere. (Dissert.) 
1892, §. 1. 
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jedoch vor dem Irrthttitt zu warnen, als ob jene Papiere, die 
auf Namen lauten , deswegen keine Inhaherpapiera sein könnten. 
Sie können Inhaberpapiere sein, auch wenn sie die sogenannte 
alternative Inhaberklausel (zahlbar an Herrn X oder den In- 
haber) nicht tragen (Sparcassabücher). 

3. Alle unsere Werthpapiere sind ferner entweder Inhaber- 
papiere oder Ordrepapiere. Inhaberpapiere sind Urkunden, durch 
welche jeder Inhaber zum Empfange der Zahlung legitimirt 
wird. Ordrepapiere sind Werthpapiere, durch welche nur gewisse 
aus dem ursprünglichen Inhalte des Papieres und der hinzu- 
* tretenden Indossamente zu ermittelnde Inhaber legitimirt werden. 

§. 3. Inhaberpapiere. 

Nach dem Gesagten zerfallen die Inhaberpapiere in drei 
Classen : 

Eine Classe wird durch diejenigen gebildet, die gar nich t 
Werthpapiere sind und bei welchen sich der Verpflichtete nur zu 
seiner Bequemlichkeit vorbehält, an jeden Präsentanten des Papieres 
zahlen zu dürfen. Wir nennen sie Legitimationspapiere . 
Ein Beispiel bieten der Garderobezettel , der Gepäckschein . 

In eine zweite Gruppe fallen die unvollkomm enen Inha ber- 
papiere , das sind jene, bei welchen der Verpflichtete an einen 
anderen als den Inha ber jjar nicht fahlen darf, auch wenn 
dieser nach den Regeln des gemeinen Rechtes berechtigt wäre, 
Zahlung zu fordern, aber andererseits auf G rund der blo ssen Inn e- 
habung doch nich t za hlen muss . Diese lauten häufig auf Namen. 
Wir zählen zu diesen beispielsweise aus alsbald zu erörternden 
( Gründen die Sparcassabüche r. 

Zwischen diesen beiden Classen wurde bisher nicht unter- 
schieden. Die Ausdrücke „Legitimationspapier" und „unvoll- 
kommenes Inhaberpapier" galten als gleichbedeutend. 

Eine dritte Gruppe bilden die vollkommenen Inhaber - 
papiere, welche den Inhaber nicht blos ausschliesslich zum 
Empfange, sondern auch zur Forderung in dem oben bezeichneten 
Sinne legitimiren. In welche dieser Kategorien die einzelnen an 
den Inhaber zahlbaren, im Leben vorkommenden Papiere gehören, 
ist Gegenstand mannigfachen Streites. Wir glauben folgende, 
zum Theile neue Kriterien aufstellen zu sollen : 
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1. Vollkommene Inhaberpapiere sind die vertretbaren und 
die im Handel als {Jenussachen 17 ) vorkommenden, wenngleich 
nieht schlechthin vertretbaren Inhaberpapiere, die Inhaber- 
papiere unter den Effecten, in der Regel aatcfa Eisenbafanbillets, 
Eintrittskarten, wohl auch Sperrsitze. 18 ) Der Grund ist leicht 
einzugehen. Durch die Art der Ausgabe dieser Papiere zeigt 
der Schuldner, dass ihm die Person des Gläubi gers g3ra<*,hgi1tig 
ist- D ie Fungibilität der Urkunde beweist die Fungibilität des 
Gläubigers. Wollte der Schuldner sich das Recht wahren, das 
Recht des Gläubigers zu prüfen, so muss er ihn, da er ausser- 
stande ist, ihn zu kennen, in die Lage setzen, seine Legiti- 
mation hinreichend schleunig zu beweisen, etwa durch Ein- 
führung des Photographien- oder Unterschriftenzwanges bei der 
Urkunde, wie solches bei Eisenbahnbillets häufig vorkommt, 
d. h. er muss die Vertretbarkeit des Papieres aufheben. Nummern 
genügen in der Regel nicht, um die Vertretbarkeit aufzuheben, 
sie werden im Verkehre nicht berücksichtigt und dienen nur 
zur Durchführung der Controlmassregeln des Schuldners gegen- 
über Fälschungen und Betrug und zur Ermöglichung einer Amorti- 
sation. Doch gibt es hievon wichtige Ausnahmen , so bei jenen 
Urkunden , bei welchen trotz äusserer Gleichheit jeder besonderen 
Nummer eine besondere Leistung mit besonderen individuellen 
Rechtsgrundlagen entspricht, so ferner bei Nummern, welche 
den Zweck haben , das Papier seiner Vertretbarkeit zu berauben, 
wie dies bei den Talons der Couponbogen der Fall ist. — 
Hier hat die Nummer den unmittelbaren Zweck, den Talon 
an die Urkunde zu binden, so dass diese, nicht aber der 
Talon für sich, als vertretbare Sache, die generisch gehandelt 
werden kann, erscheint. Eine besondere Bedeutung kommt den 
Nummern der Lospapiere zu. Sie heben hier nicht die Eignung 
zum Handel in gener e auf, diese wird vielmehr durch die Gleich- 
heit der Chance festgehalten, doch ist die Nummer für den Inhalt 

,7 ) Dass die Begriffe vertretbare Sachen und Genussachen nicht identisch 
sind , zeigt sich gerade bei den Inhaberpapieren am deutlichsten , wenn man be- 
denkt, dass Lose zwar im allgemeinen nicht als vertretbare Sachen bezeichnet 
werden können, wohl aber als generische gehandelt werden. S. Goldschmidt, 
Handbuch. II , §. 61 (2. Aufl ). Mit feinem Instinkt legt der vielgeschmähte 
§. 371 des allg. bgl. Gesb. Gewicht auf die „ UnUnterscheidbarkeit" des Papiers. 

18 ) Sperrsitze sind im Verhältniss zwischen Käufer und Ausgeber gewiss 
als vertretbar zu betrachten. 
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des Rechtes ausschlaggebend und das gezogene Lospapier hört 
auf, Genussache zu sein. Ferner ermöglicht die Nummer und 
erzwingt zum Theiie eine Individualisirung im Handelsverkehre. 
So werden Lospapiere nicht eigentlich reportirt, sondern mit 
aufgegebenen Nummern lombardirt. Auch das Promessenwesen 
hemmt vielfach den freien Umlauf des Lospapieres und zwingt 
zur Beachtung der Individualität. Alle diese Umstände ver- 
mögen aber nicht den Charakter des Lospapieres als eines voll- 
kommenen Inhaberpapieres aufzuheben. Es genügt, dass das 
Papier einmal als generische Massenwaare in den Handel ge- 
bracht ist, um die Person des Gläubigers zu einer für den 
Schuldner völlig uncontrolirbaren zu machen. Aus dieser Rechts- 
lage, welche den Schuldner ausser Stand setzt, die Legitimation 
des Gläubigers zu prüfen, und durch welche eine Legitimations- 
prüfung zu einer probatio diabolica des Gläubigers führen würde, 
folgt nach allgemeiner Verkehrsauffassung, dass dem Schuldner 
eine solche nicht vorbehalten ist. (A. M. Ran da, Oesterr. 
Eigenthumsrecht, S. 313, Anm. 6.) 

2. Zu den u nvollkommen en Inhab e rpapier en rechnen wir an 
den Inhaber zahlbare Papiere, denen die Eignung zum Massenhandel 
und die Vertretbarkeit abgeht , bei welchen aber doch eine Cir culation 
in beschränkten Kreisen erwartet wird. Es gehören hiehe r die S par - 
c assenbücher 19 ) mit Ausnahme des österreichischen Postsparca ssa- 
buches 20 ) , welches reines Rectapapier ist, die Versatzsch eine. Bei 
diesen Papieren macht sich der Schuldner verantwortlich, wenn er an 



w ) §. 14 des Sparcassenregulativs v. 26. Sept. 1844, Nr. 832, J. G. S. 
sagt: Wenngleich die Sparcassebücher auf bestimmte Namen zu lauten haben, 
so ist in den Statuten doch festzusetzen, dass jeder Inhaber oder Präsentant 
eines solchen Buches ohne Legitimation über die Identität des Personals recht- 
mässig angesehen -wird und die verlangte Rückzahlung an ihn geleistet werden 
j soll, insofern nicht die nach §. 17 eingeleitete Amortisation des betreffenden 
) Sparcassabuches oder ein gerichtliches Verbot die Auszahlung hemmen und inso- 
j fern der in die Bücher eingetragene Eigenthümer nicht darin unter Beifügung 
) seiner Unterschrift den Vorbehalt ausgedrückt haben sollte, dass die Einlage 
-" nur an ihn persönlich oder an seinen Cessionar oder Bevollmächtigten geleistet 
; werden soll." Aus diesen Bestimmungen und ihrer Anwendung im Verkehr ergibt 
sich unzweifelhaft, dass die Sparcasse ohne ihre Gefahr vom Inhaber des Buches 
noch eine weitere Legitimation verlangen kann. Ausdrücklich ist dies für den 
/ Fall bestimmt , dass der eingetragene Eigenthümer eine Legitimationsprüfung für 
den Besitzer vorschreibt. 

80 ) Randa, eod. S. 360. 
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denjenigen leistet, welchen er nach sonstigen Rechtsgrundsätzen als 
Gläubiger anzusehen in der Lage wäre, solange das Papier nicht 
amortisirt ist. Er muss auch ohne Anzeige der Cession darauf 
gefasst sein, dass ein Wechsel in der Person des Berechtigten 
eingetreten ist. Andererseits darf er von jenem Präsentanten 
des Papieres, welcher nicht der erste Gläubiger ist, den Nach- 
weis des Rechtserwerbes verlangen , der sich abgesehen von der 
Ersetzung des Erfordernisses der Denunciation der Cession 
durch die Uebergabe des Papieres nach gemeinen Rechtsgrund- 
sätzen vollzieht (s. u.). Im übrigen ist die Abgrenzung dieser 
Gruppe gegenüber der folgenden eine schwierige und schwankende. 
3. Blosse Legitimationspapie re sind jene auf Leistung an 
den Inhaber lautenden Karten und Marken des täglichen Ver- 
kehres, bei welchen eine Ab tretung auch im engeren Kreise, 
vom Schu ldne r nicht in's Auge gefasst zu werden braucht oder 
gar vertragsmässig ausgeschlossen ist. Hieher gehören Garderobe- 
zettel, unübertragbare Eisenbahnbillets und Theaterkarten. Auch 
den Talons der Couponbögen dürfte in Oesterreich durch 
das Gesetz vom 2. Juli 1868, R.G.B1. Nr. 68 die Eigenschaft 
eines Legitimationspapieres zukommen. 

§. 4. Die unvollkommenen Ordrepapiere. 

Der Typus des unvollkommenen Werthpapieres ist unter 
den Ordrepapieren besonders klar in gesetzlichen Bestimmungen 
ausgeprägt bei den Namensactien nach A. 182, 183, 223 des 
H. G. B. und in den Actien der österreichischen und ungarischen 
Bank, ferner bei den Kuxscheinen (§. 196 Bergges.). Auf die 
genannten Actien sind die A. 11 — 13 der W. 0., die von der 
Form des Indossamentes handeln, anwendbar. Dagegen sind 
die auf die Ordrepapiere des A. 301 und 302 anwendbaren Be- 
stimmungen derlA. 36 und 74 der W. 0. (Legitimation, ding- 
licher Rechtserwerb) hier nicht anwendbar und ebensowenig 
die Bestimmungen des A. 303, welche die selbständige Rechts- 
stellung des Indossatars, insbesondere die Freiheit von Einreden 
ex persona indossantis, zum Gegenstande haben. Im Gegen satze 
zu den Grundsätzen, die von vollkommenen Werthpapieren 
gelten, berechtigt A. 183, Abs. 3 die Actiengesellschaft zur 
Prüfung der Legitimation, ohne sie hiezu zu verpflichten. 
Damit ist der Typus des unvollkommenen Werthpapieres in 
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voller Uebereiös^inmraijg mit unserer [Definition hergestellt. 
Faest man dem Begriff des unvollkommenen Werthpapieres 90 
w«it, wie «Kes der jüngere B ehrend* 1 ) thnt, imd verstehet man 
nnter mivollkommenem Ordrepapiere» jedes Ordrepapier, welches 
eine Abweichung von dem gewöhnlichen Typus der Grdrejaa- 
piere, insbesondere v<*n der absoluten F reiheit v on Einr&ienjga; 
persona indossantis, aufweist, so gelangt man dazu, auch die 
SeeassecuranzpolizzeT und den Bodmereibrief mit Goldschmidt 
hieher zu rechnen. 22 ) Hiedurch verliert aber der Begriff an 
Festigkeit und Brauchbarkeit. Dagegen soll im folgenden Para- 
graphen dargethan werden, dass weite Kategorien von Ordre- 
papieren, welche infolge mangelnder Berechtigung des Aus- 
stellers keine vollkommenen Ordrepapiere sind, doch nach 
österreichischem Rechte als unvollkommene Ordrepapiere auf- 
recht erhalten werden müssen. 

§.5. Berechtigung zur Ausstellung von Wertpapieren. 

Ueber die Berechtigung zur Ausstellung von Wertpa- 
pieren gelten nach österreichischem Recht folgende Grundsätze : 

1. Die Ausstellung von vollkommenen Wertpapieren ist 
unstatthaft, sofern sie nicht durch eine besondere Bestim- 
mung des Gesetzes zugelassen ist. Bei vollkommenen Wert- 
papieren ist nämlich die Lage des Schuldners dadurch , dass er 
dem redlichen Nehmer des Werthpapieres gegenüber seiner Ein- 
reden aus dem unterliegenden Verhältnisse beraubt ist, dass 
somit seine Verpflichtung als eine abstracte erscheint, in einer 
Weise herabgedrückt, welche dem Geiste unseres Civilrechtes, 
wie er insbesondere im §. 1001 des bürgerlichen Gesetzes zum 
Vorschein kommt, widerspricht. Die schroffste Durchbrechung 
dieses Grundsatzes bildet die allgemeine Wechselfähigkeit nach 
A. 1 der W. 0. 

2. Zur Ausstellung von Effecten, mögen dieselben nun 
vollkommene oder unvollkommene Werthpapiere sein , bedarf es 
einer besonderen staatlichen Erlaubniss. (S. Hofdecret über Theil- 
«chuldverschreibungen vom 17. December 1847, J. G. 1106, 
Concessionssystem für Actiengesellschaften.) 

ai ) Vgl. Die unvollkommenen Werthpapiere, Leipzig 1892, Dissertation, §. 1. 
M ) Siehe hierüber B ehrend, eodem S. 11. Zu einer völligen Lengnung 
des Begriffes der unvollkommenen Ordrepapiere gelangt Ran da. 
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3. Die Ausstellung von anderen Inhaberpapieren und un- 
vollkommenen Ordrepapieren steht in der Regel jedermann frei 
(s. §. 4). Nicht zulässig wäre ohne besondere Concession die 
Ausstellung indossabler Lagerscheine, sei es auch mit der Wir- 
kung eines unvollkommenen Ordrepapieres. (S. §§. 1, 50 L. H. G.) 
Im übrigen aber liegt in der Verpflichtung aus einem unvoll- 
kommenen Werthpapiere nichts, was den allgemeinen Grund- 
sätzen unseres Privatrechts widerspricht. Es handelt vielmehr 
derjenige Schuldner, der nur an den Besitzer der Schuldur- 
kunde zahlt und sich von vorneherein dazu verpflichtet, nur 
im Sinne des §. 1428 a. b. G. B. Diese Auffassung kann dem 
Verkehre, welcher eine sehr starke Neigung hat, alle möglichen 
Schuldurkunclen durch Indossament zu übertragen, sehr zu 
statten kommen und auf dem Gebiete des Checkwesens und der 
Waarenscheine wichtige Lücken der Gesetzgebung ausfüllen. 

§. 6. Die Wechsel- und Werthpapiertheorien. Der Rechtserwerb. 

Die rechtlichen Phänomene, welche der Umlauf der Werth- 
papiere zeitigt, haben die Rechtswissenschaft Jahrhunderte 
hindurch zu immer neuen Erklärungsversuchen veranlasst. So- 
fern und solange die Theorien den Zweck hatten, die Aner- 
kennung der heutzutage unbestrittenen Rechtssätze durchzu- 
setzen, welche die Umsatzfähigkeit der Werthpapiere vermitteln, 
sofern sie also bemüht sein mussten, zu beweisen, dass diese 
Rechtssätze aus dem geltenden gemeinen römischen Rechte zu 
erklären und abzuleiten sind, solange die Juristen von der 
Idee beherrscht waren, dass die Geltung dieser Rechtssätze 
ohne eine solche Ableitungsmöglichkeit in Frage gestellt war, 
so lange müssen wir auch den dominirenden Einfluss dieser 
Untersuchungen als einen berechtigten anerkennen. Mit dem 
Augenblicke, wo jede Möglichkeit einer Meinungsverschiedenheit 
über die entscheidenden Rechtssätze, also insbesondere über die 
Unabhängigkeit der Rechtsstellung des redlichen Erwerbers 
von dem Rechte des Vormannes hin weggefallen ist, verlieren 
aber diese theoretischen Fragen an grundlegender Bedeutung. 
Wenn so entschiedene Antipoden wie Kuntze, der Begründer 
der Creationstheorie, und Thöl, der consequenteste Vertreter 
der Vertragstheorie, heute im ersten Civilsenate des Reichs- 
gerichtes sässen, so ist es unwahrscheinlich , dass ihre Meinungs- 
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Verschiedenheit sich jemals an dem Tenor der Entscheidung 
eines praktischen Falles erweisen würde. Das, was man heut- 
zutage mit Unrecht Werthpapier- oder Wechseltheorie nennt, 
löst sich, wie dies auch Grünhut andeutet, in einen doctri- 
nellen Streit über die Schicksale von durch den Wind verwehten 
oder zum Scherze ausgestellten Wertpapieren und Wechseln 
auf. Spätere Zeiten, welche die historischen Wurzeln dieses 
Kampfes nicht unmittelbar vor Augen haben , werden kaum be- 
greifen, wie unter den vielen schwierigen und interessanten 
theoretischen Lehren des Wechselrechtes gerade die Behauptung 
zum Namen einer Wechseltheorie kommt, dass der redliche Er- 
werber eines verlorenen Wechsels, dessen Hecht gegen die 
Wechselschuldner im allgemeinen ausser Frage steht, auch dem 
Verlierer gegenüber Wechselgläubiger werden kann. Die übrigen 
Controversen , die unter dem Namen einer Werthpapiertheorie 
mitlaufen, wie die Frage der Trennbarkeit des Forderungsrechtes 
von dem dinglichen Rechte am Papiere, sind, was ihre praktische 
Spitze anbelangt, oft noch scurriler als die obige Haupt- und 
Staatsfrage und lassen sich sämmtlich unter die allerdings in 
ihrer Gänze wichtige Frage des Rechtserwerbes subsumiren. 
Während Goldschmidt noch bis zuletzt mit einer durch 
die Bedeutung der Sache nicht ganz gerechtfertigten Leiden- 
schaft an der Vertragstheorie festhielt, darf heute die Creations- 
theorie durch die Aufnahme in das deutsche bürgerliche Gesetz- 
buch und durch den Succurs, welchen sie von Grünhut 23 ), 
Ran da 24 ) und Vi v ante 25 ) erhalten hat, als herrschend an- 
gesehen werden. Meines Erachtens bereitet sich eine Aus- 
gleichung des Gegensatzes dadurch vor, dass die allgemeine 
Vertragstheorie auch ausserhalb des Gebietes des Wertpapier- 
rechtes von dem Erfordernisse eines wirklichen übereinstimmen- 
den Willens im psychologischen Sinne sich immer mehr eman- 
cipirt. Die bindende Kraft des Vertrages hängt vielmehr von 
der Verantwortlichkeit für ein geschäftliches Auftreten ab. Der 
Wille wird durch ein Wollenmüssen, das Wissen durch ein 
Wissenmüssen ersetzt. Die fortgeschrittenen Vertreter der Be- 
gebungsvertragstheorie Gierke und Goldschmidt erblicken 

25 ) S. 266 fg. 

") Oesterr. Eigentumsrecht, S. 310 fg> 

26 ) 1. c. Nr. 825. 
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in der Ausstellung der scripturmässigen Werthpapiererklärung 
eine Offerte an eine unbestimmte Person, also gleich den Ver- 
tretern der Creationstheorie einen bindenden einseitigen Act, 
welcher der Annahme durch die einander folgenden Gläubiger 
harrt. Der Oblationswille muss freilich fingirt werden, aber mit 
solchen Fictionen operirt die Vertragstheorie schon seit Paulus 
auf allen Gebieten, ja, sie bilden ihr werthvollstes , construc- 
tives Rüstzeug. Andererseits hat die Creationstheorie die ihr 
ursprünglich anhaftenden Schlacken und Uebertreibungen ab- 
gestreift. Wenig Anhänger wird die Idee finden, dass der Aus- 
steller einer Wechselerklärung schon zur Zeit Schuldner ist, 
wo diese Wechselerklärung auf seinem Schreibtisch liegt, also 
noch vor dem berühmten Windstoss der Creationstheoretiker, der 
zum Nachtheile des Banquiergewerbes in eigenthümlicher Weise 
die Emission von Wertpapieren aller Art zu besorgen im- 
stande ist. Mit vollem Rechte hat Grün hu t bemerkt, dass 
mit dieser Entwicklung der juristische Unterschied zwischen 
Vertragstheorie und Creationstheorie verschwindet. 28 ) Unrichtig 
ist aber meines Erachtens die Consequenz, in dieser Entwick- 
lung einseitig einen Sieg der Creationstheorie zu erblicken. Viel- 
mehr erscheint die Creationstheorie in dem Lichte eines histo- 
risch nothwendigen, aber in absehbarer Zeit entbehrlichen con- 
structiven Mittels, um auf dem Gebiete des Werthpapierrechtes 
die Resultate der allgemeinen Vertragstheorie zu anticipiren. 
Als dauernder Gewinn ist festzuhalten, dass die Niederschrift 
einer wechselmässigen Erklärung für sich allein genügt, um 
die Möglichkeit einer vom Willen des Ausstellers fernerhin 
unabhängigen Haftung zu bewirken. Bei Effecten wird noch 
überdies gefordert werden, dass die verkehrsübliche Art der 
Emission, die öffentliche Emissionserklärung in Prospecten u. dgl. 
vorliege. Diese bilden hier ein wesentliches Fundament der 
Haftung. Liegen solche öffentliche Emissionserklärungen vor, 
so sind für die Entstehung der Verbindlichkeit aus dem einzelnen 
Appoint die gleichen Grundsätze massgebend wie für die Ent- 
stehung der Verbindlichkeit eines Wechselverpflichteten. Es 
fragt sich nun, was noch ausser der Niederschrift erforderlich 
ist, um die Verbindlichkeit zu erzeugen. Nach Ran da ist 



a6 ) In dieser Zeitschr. XIX, 292. 
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hiezu der Eigenthumserwerb eines Dritten nach irgend einer 
der möglichen Erwerbsarten des Eigenthums genügend. Hiebei 
ist die Erwerbung durch Uebergabe an den legitimirten Besitzer 
darin begünstigt, dass das Eigenthum unabhängig von dem Eigen- 
thum des Uebergebers erworben wird. A. 74 W. 0., 307 H. G. B. 
Jeder Eigenthümer und nur der Eigenthümer ist Gläubiger. 
Das Recht aus dem Werthpapiere ist mit dem Rechte an dem 
Werthpapiere untrennbar verbunden, eine Consequenz, zu welcher 
schon Goldschmidt 27 ) auch vom Standpunkte der Vertrags- 
theorie für den Fall gelangt ist, dass die Verbindlichkeit ein- 
mal bereits durch den Begebungsvertrag entstanden ist. Die 
Randa'sche 28 ) Theorie lässt sich auf drei oberste Grundsätze 
zurückführen : 

1 . Durch jeden Eigenthumserwerb an einem Werthpapiere 
durch Occupation, Fund, Ersitzung, Uebergabe, Erbschaft kann 
das Recht aus dem Werthpapiere zur Entstehung gebracht 
werden. (S. 314, Nr. 6.) 

2. Wer das Eigenthum erwirbt oder verliert und nur dieser 
erwirbt oder verliert damit nothwendig auch das Gläubigerrecht. 

3. Das so erworbene Gläubigerrecht ist frei von Einreden 
aus der Person des Vordermanns. 

Dieser Ansicht gegenüber vertheidigt Grünliut neuer- 
dings seine schon in der Monographie über die Wechselbegebung 
nach Verfall aufgestellte, von Kuntze sogenannte Redlichkeits- 
theorie. Nach Grünhut kommt es überall auf den redlichen 
Erwerb des Gläubigerrechtes an. Der Erwerb des Eigenthums- 
rechtes an dem Papiere ist nur eine ganz regelmässige, aber 
nicht nothwendige Begleiterscheinung des redlichen Erwerbes 
des Gläubigerrechtes. Unseres Erachtens gelten die nach Ran da 
formulirten Sätze nur mit einer sehr wesentlichen Einschrän- 
kung, nämlich unter der Voraussetzung, dass das Eigenthum 
am Papier in „werthpapiermässiger" Weise , d. i. stets durch 
Uebergabe erworben wurde (s. u.). 

In dem ersten dieser Sätze dürfte gerade der Fall des Fundes 
eines noch nicht emittirten Werthpapieres besonders geeignet sein, 
die Grenzen der Richtigkeit der Creationstheorie erkennen zu 
lassen. Ich kann mir nicht denken, dass der Fund eines noch nicht 

27 ) Zeitschr. f. Handelsr. VIII, 330. 

28 ) Eod. S. 314, Anm. 6. 
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ausgegebenen Wechsels für den Finder ein noch nicht bestehen- 
des Recht zeitigen soll. Die ratio, die dem Finder das Recht 
des Verlierers zuspricht für den Fall, dass sich der Verlierer 
seines Rechtes verschweigt, reicht eben durchaus nicht aus, um 
dem Finder ein Recht auf Leistung gegen den Ver- 
lierer zu geben. Ein solcher Rechtserwerb des Finders Hesse 
sieh auch gar nicht mehr als Verschweigung construiren. Euer 
zeigt sich eben, dass ein innerer, von den orthodoxen Creations- 
theoretikern verkannter Unterschied zwischen der Frage besteht, 
wem ein einmal entstandenes werthpapiermässiges Recht zu- 
kommen soll, und der anderen Frage, o b ein solches Recht zur 
Entstehung gelangen soll. Ebenso bin ich der Ansicht, dass 
wir auch in anderer Beziehung das Recht des Finders nicht 
der Einfachheit wegen mit dem Rechte des Erwerbers durch 
Uebergabe parallelisiren dürfen. Ich bin der Ueberzeugung, 
dass der Finder überhaupt nicht mehr Recht haben kann als 
der Verlierer. Das Finden kann niemals eine rechtsschöpferische 
Kraft haben, sondern nur einen Subjectwechsel bewirken. Die 
Einreden gegen den Verlierer werden auch gegen den Finder 
gehen. Die ratio, die den redlichen Erwerb durch Uebergabe 
gegen solche Einreden schützt, liegt eben nur in der Ermög- 
lichung der normalen Circulation. 29 ) Gleiches gilt von dem 
Gläubigerrechte des Occupanten eines derelinquirten Papieres, 
den Ran da gleichfalls mit dem des Empfängers bei der Ueber- 
gabe auf eine Stufe stellen will. 

Vollends undenkbar ist der Fall, dass die Verpflichtung 
aus einem Werthpapiere dadurch zur Entstehung gebracht 
werden sollte, dass jemand das Werthpapier erbt, und auch 
daran wird niemand denken, dass der Erbe von Einwendungen 
befreit sein soll, die gegen den Erblasser gingen. 



26 ) Schon dass der Erwerb ex lucrativa causa bei Werthpapieren nach 
Handelsrecht (Art. 306, 307) znm Eigenthumserwerbe unabhängig vom Eigenthum 
des Uebergebers führen kann, briDgt in der Praxis unerträgliche Consequenzen 
und mitunter horrende Miss Verständnisse hervor. Hierauf ist, wenn ich den 
Thatbestand der Entscheidung des Cass.-Hofs vom 8. Juni 1895, Z. 3484 (Ger.-Ztg. 
ex 1895, Nr. 49) recht verstehe, die unglaubliche Controverse zurückzuführen, 
ob der Eigentümer (redlicher Erwerber) eines gestohlenen Werthpapieres, der das 
Recht mala fide superveniente ausübt, sich des Hehlens schuldig macht. So die 
citirte Entscheidung und Lenz eod. Nr. 50 und Ger.-Ztg. ex 1896, Nr. 23, Dag. 
Pineles eod. Nr. 18 und 19. 
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Ebensowenig kann sieb die Verallgemeinerung der Eigen- 
thumstheorie durch Ran da an dem Falle der Ersitzung be- 
währen. Es kommen wohl nur die Fälle der Ersitzung auf 
Grund der Uebergabe und auf Grund eines putativen Erbrechts- 
titels in Betracht. Wer aber sein "Werthpapier durch Ueber- 
gabe redlich erwirbt, der braucht die Ersitzung nicht. Wer 
es durch die Ersitzungszeit als putativer Erbe oder als 
wahrer Erbe, weil er es irriger Weise für zum Nachlasse 
gehörig hielt, besitzt, ersitzt dasselbe allerdings, doch werden 
wir aus denselben Gründen wie beim Funde anzunehmen haben, 
dass durch die Ersitzung nur ein schon bestehendes Gläubiger- 
recht erworben werden, nicht aber ein solches zur Entstehung 
gebracht werden kann. Die Rechtssätze über den Schutz des 
Erwerbes bei Wertpapieren beziehen sich eben nur auf den 
Erwerb durch Uebergabe, wie eine unbefangene Prüfung des 
Gesetzes, insbesondere der klare Wortlaut des A. 307 30 ) des 
H. G. B. und A. G. W. 0. 81 ) ergibt. Die Möglichkeit einer ana- 
logen Anwendung wäre noch etwa für den durch die Civilisten 
völlig vernachlässigten Eigenthumserwerb des Versicherers oder 
der haftpflichtigen Eisenbahn durch den Abandon verschollener 
Güter seitens des Eigen thümers zu erwägen und findet bei 
dem Rechtserwerb durch executive Uebertragung 
(auch Indossament §. 268 Ex. Ord.) wohl unzweifelhaft statt. 

G r ü n h u t's Redlichkeitstheorie verträgt sich mit den hier 
gegen Randa vertheidigten Resultaten, wiewohl Grünhut 
selbst über diese Fragen nichts ausdrücklich erwähnt. Denn 
eine Einschränkung der Redlichkeitstheorie auf den Erwerb 
durch Uebergabe darf wohl subintelligirt werden. Sla ) 

30 ) Dieser Artikel fordert nicht etwa entgeltliche Uebergabe, wie Can- 
stein, Compendium des Handelsrechtes, II, S. 7, Anm. 17, u.a. behaupten. 
Canstein führt für seine Ansicht irrig G-oldschmidt, Zeitschr. f. Handels- 
recht, IX, S. 15 an (s. eod. S. 59). 

81 ) „Durch Indossament übertragen." Das Indossament setzt sich eben aus 
einer schriftlichen Form und aus einem die Uebertragung bezweckenden Kechts- 
geschäfte zusammen. A. 74 der W. 0. schützt allerdings scheinbar jeden redlichen 
legitimirten Besitzer gegen die Vindication. Es ist aber so völlig selbstverständ- 
lich, dass die Klage gegen den Dieb auf dessen, wenngleich persönlich redlichen, 
Erben übergeht, dass hier offenbar nur eine zu enge Fassung des Gesetzes vor- 
liegen kann. Siehe dagegen Canstein, Das Handelsrecht, II, S. 6 f. 

81a ) Note des Herausgebers. Aus den Ausführungen in Bd. I, S. 280 
bis 283 meines Wechselrechts ergibt sich deutlich, dass ich nur den „werth- 
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Auch die Ansicht Randa's von der Untrennbarkeit des 
Rechtes aus dem Papiere von dem Rechte an dem Papiere, des 
Gläubigerrechtes von dem Eigenthumsrechte bestreitet Grrün- 
hut m. E. mit Recht. Grünhut wendet I, S; 290, Anm. 33 ein, 
dass es Fälle gebe, wo das Gläubigerrecht wechselmässig er- 
worben werde, ohne dass das Eigenthum übergehe, z. B. wegen 
eines Eigenthumsvorbehaltes von Seiten des Wechselgebers. 82 ) 
In diesem Falle geht nach Grünhut wohl das Gläubigerrecht, 
aber nicht das Eigenthumsrecht am Papier nach wechsel- 
mässigen Grundsätzen auf den redlichen Indossatar über. Aber 
trotzdem wir durch dieses Grünhut'sche Argument die Gold- 
schmidt'sche Lehre nicht widerlegt erachten, nach welcher 
der wechselmässige Erwerb noth wendig zugleich das Eigen - 
thum und Gläubigerrecht begründet, können wir die Randa- 
sche Lehre aus dem Grunde nicht annehmen, weil sie dahin 
führt, das Institut der Cession der "Wechselforderung ohne 
gleichzeitige Uebertragung des Wechsels über Bord zu werfen, 
denn auch dieses Institut hat eine Trennung zwischen Gläubiger- 
und Eigenthumsrecht zur Folge. Der Cession ar ist, wie Grün- 
hut 1. c. S. 153 ausführt, Rechtsnachfolger des Cedenten und 
hat gegen ihn ein Recht auf Auslieferung des Wechsels. Nach 
erfolgter Anzeige an den Wechselschuldner kann dieser dem 
Cedenten, trotzdem dieser formell legitimirt ist, nicht mehr 
zahlen. Nach Staub zu A. 9, §. 9 hat der verständigte Wechsel- 
schuldnei* das Recht, dem Cessionar, obzwar dieser den Wechsel 
nicht hat, mit liberirender Wirkung zu zahlen. Grünhut 
findet diese Ansicht allerdings zu weitgehend und empfiehlt 
Deposition der Wechselsumme. Doch kann ich hier die Be- 
denken Grünhut's nicht theilen, wenn Staub, wie ja nicht zu 
bezweifeln 82 *), dahin zu verstehen ist, dass der Wechselschuldner 
nur dem Cedenten gegenüber, nicht aber dem dritten redlichen 



papiermässig" gemachten redlichen Erwerb zur Begründung des selbständigen 
Gläubigerrechts für genügend halte, den redlichen Erwerb des Wechselnehmers, 
also den Erwerb auf Grund einer Uebergabe des Papiers, gleichgiltig, ob der 
Geber das Papier durch Diebstahl u. s. w. erlangt hat, also selbst nicht Gläubiger 
gewesen ist, ob der Aussteller das Papier begeben hat oder nicht. 

32 ) Ueber einen zweiten von Grünhut angeführten Fall s. u. S. 26. 

32a ) Note des Herausgebers. Wenn Staub 1. c. so zu verstehen ist, 
so bin ich einverstanden. 

39 



<l 



Digiti 



zedby G00gle 



22 Prof. Dr. Karl Adler: Studien zur Lehre 

Erwerber des Wechsels gegenüber, der den Wechsel von dem 
als Wechselgläubiger formell legitimirten Cedenten wechsel- 
mässig erworben hat, liberirt ist. 

Selbst im Falle des Concurses des Cedenten wird in Con- 
sequenz dieser Auffassung dem Cessionar das Recht auf Aus- 
lieferung des Wechsels zustehen, und zwar meines Erachtens 
nicht gegen die Concursmasse , sondern gegen den Cedenten 
selbst, weil der Wechsel nach Cession der Wechselforderung 
für den Cedenten nicht mehr als Vermögensstück, als selbstän- 
diges Activum des Cedenten erscheint und daher überhaupt nicht 
mehr in die Concursmasse fällt. 3S ) So glauben wir gegen Ran da 
mit G r ü n h u t und Staub behaupten zu dürfen, dass es eine voll- 
wirksame Cession des Wechsels und anderer Werthpapiere ohne 
Uebergabe gibt. Doch wollen wir nicht leugnen, dass es auch Werth- 
papiere gibt, bei denen der Schuldner nicht verpflichtet ist, die Mit- 
theilung einer Cession entgegenzunehmen ; hieher gehören insbe- 
sondere die Effecten und deren Coupons. Man kann aber nicht mit 
Ran da sagen, dass bei diesen eine Cession nur unter gleichzeitiger 
Uebergabe des Papieres statthaft sei, sondern man muss sie 
einfach für uncedirbar erklären. Sofern es sich um Forderungs- 
papiere 84 ) handelt, sind diese Effecten nämlich stets zugleich 
Inhaberpapiere. 85 ) Bei den Inhaberpapieren wäre aber die 
Cession mit gleichzeitiger Uebergabe von der gewöhnlichen 
werthpapiermässigen Uebertragung mittels Uebergabe nicht zu 
unterscheiden, so wie es auch keine Cession eines blancoindos- 
sirten Wechsels unter gleichzeitiger Uebergabe gibt, weil hier 
eben ein volles Indossament vorliegt. Ich möchte also den Satz 



33 ) S. Po Hak, Oesterr. Concursrecht, §. 291. 

84 ) Die Actie scheidet hier aus, weil sie kein Forderungspapier ist, nicht 
aber der Dividendencoupon. 

88 ) Die vinculirten Inhaberpapiere können hier wohl ausser Betracht 
bleiben. Bei diesen ist jede Art von Uebertragung, also auch die Cession grund- 
sätzlich ausgeschlossen. Beiläufig möchte ich bemerken, dass auch behördlich 
vinculirte Papiere meines Erachtens nicht zu Namenspapieren werden und dass 
der Vincnlirungs vermerk nur den zum Erwerbe erforderlichen guten Glauben 
des Erwerbers zerstört. Dies hat die praktische Folge, dass, wenn es Jemandem 
gelingt, den etwa auf das Papier gesetzten behördlichen Vinculirungs vermerk 
zu tilgen, ein Erwerb bona fide wieder möglich ist. Uebereinstimmend Seuffert, 
Archiv. Anders der J. M. E. vom 6. August 1874, Z. 8661, an die Oberlandes- 
gerichte Prag und Brunn, und Eanda, S. 253, Anm. 39- 
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aussprechen, dass die Forderung aus Effecten schlechthin un- 
eedirbar ist. 86 ) 

Im übrigen trifft Randa's Lehre von der Untrennbar- 
keit des Rechtes aus dem Papiere von dem Rechte an dem 
Papiere meines Erachtens bei den Effecten durchwegs zu, nicht 
aber bei dem Wechsel und den anderen Forderungspapieren 
an Ordre. 

Noch in zwei wesentlichen Richtungen wurde die Lehre 
von der Uebertragung des Wechsels durch Grünhut berichtigt. 
Zunächst wird das längst nicht mehr bezweifelte Dogma von 
der absolut originären Natur des Indossamentes zerstört. Es 
lässt sich nicht leugnen, dass, wer die herrschende Theorie des 
Indossaments studirt, glauben muss, dass es in unserem Ver- 
kehre von gestohlenen und veruntreuten Werthpapieren , von 
bezahlten, aber unvorsichtiger Weise in Circulation belassenen 
Wechseln wimmelt. Denn diese Theorien gehen immer von 
diesen Ausnahmsfällen aus und übersehen die schlichte Wahr- 
heit, dass ich im allgemeinen doch nur deshalb Wechseleigen- 
thümer und Wechselgläubiger werde, weil mein Vormann es 
war und dass der Erwerb selbst auch bei dem Werthpapiere 
grundsätzlich keine rechtsschöpferische Kraft hat. Er hat diese 
nur ausnahmsweise propter utilitatem aus Verkehrsrücksichten 
zum Schutze der bona fides. Die bona fides des Erwerbers kommt 
aber erst in Frage, wenn überhaupt ein Mangel im Rechte des 
Uebertragenden vorhanden war. Wenn aber mein Auetor Eigen- 
tümer und Gläubiger ist, so erwerbe ich das Eigenthum und 
die Forderung durch das Indossament, auch wenn ich ihn irrig 
für den Dieb hielt, auch wenn mein Ankauf des Wechsels noch 
so bedenklich war. Plus est in re quam in existimatione würde 
der Römer sagen. Die res, das Recht des Vorgängers ist die 
eigentliche Rechtsquelle und nur subsidiär tritt in anomalen 
Fällen die Redlichkeit, die existimatio für die fehlende res ein. 

Mit Recht perhorrescirt daher Grün hu t den „auffallen- 
den Bruch mit der gewöhnlichen Anschauung des Verkehrs", 
was ihm Randa mit den Worten vorwirft: „Die Verkleisterung 



flö ) Auf den scharfsinnigen Versuch Randa's, seine Theorien auch auf 
den §. 427 und 1398 des bürgerl. Gesetzbuches zu gründen, gehe ich hier nicht 
näher ein. Das Beste, was wir vom bürgerlichen Gesetzbuche sagen können, bleibt 
ja doch, dass es die Entwicklung auf diesem Rechtsgebiete nicht gehemmt hat. 
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des Bruches mit der üblichen herkömmlichen Ansicht kann nur 
dazu führen, die richtige Auffassung des Indossamentes durch 
den Einschub eines ganz heterogenen Elements zu trüben und 
den ganzen einheitlichen Aufbau der "Wechseltheorie in der 
von uns übereinstimmend vertretenen Richtung zu gefährden." 87 ) 
Und doch handelt Randa selbst die ganze Lehre vom Werth- 
papiererwerb in seinem Eigenthumsrecht in der Lehre von der 
Tradition unter den derivativen Erwerbsarten ab. Allerdings voll- 
zieht Grrünhut seine Trennung von der herrschenden Ansicht 
noch allzu zaghaft. Er sagt nämlich (I, 285) : „Der Indossatar ist 
stets originär berechtigt, zuweilen auch Rechtsnachfolger" und 
weiter (Anm.8): „Allerdings genügt ihm vollständig der eine 
Rechtstitel, der des originären Erwerbes ; den anderen Rechtstitel, 
den der Rechtsnachfolge, braucht er überhaupt nicht, dieser wird 
durch jenen ganz absorbirt." Aber unser obiges Beispiel von der 
auf Irrthum beruhenden Unredlichkeit beweist, dass er aller- 
dings den derivativen Titel unter Umständen braucht. Ich glaube, 
dass die durch Gr r ü n h u t neu gewonnene Erkenntn iss ihren rich- 
tigen Ausdruck vielmehr in dem Satze finden würde, dass, wo 
beide Titel, das Recht des Vormannes und die Redlichkeit hin- 
sichtlich dieses Rechtes zusammentreffen, der erstere, der deri- 
vative Erwerbsgrund, den originären absorbirt. Wenn Randa 
gegen Grünhut weiter einwendet, dass der NichtÜbergang 
der Einreden ex persona indossantis gegen das Vorhandensein 
eines derivativen Erwerbers spricht, so ist dies zunächst für 
die Ordrepapiere leicht zu widerlegen, denn bei diesen sind ja 
trotz des entgegenstehenden Wortlautes des A. 82 der W. O. 
und theilweise des A. 303 des H. G. B. solche Einreden that- 
sächlich zulässig, nur wird wieder durch die Redlichkeit, durch 
die Unkenntniss dieser Einreden der Mangel in dem Rechte des 
Vormannes geheilt. Was die Inhaberpapiere betrifft, so bin 
ich allerdings der Meinung, dass ein Uebergang der Einreden 
aus der Person des Vormannes überhaupt nicht stattfindet, aber 
das beweist schliesslich nichts gegen die derivative Natur des 
Eigenthumserwerbes an diesen Papieren und raubt 
unserer Argumentation aus dem Falle des Erwerbes vom Eigen- 
tümer trotz auf Irrthum beruhender Unredlichkeit nichts von 



37 ) Gerichtszeitung, 1897, S. 380. 
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seiner Kraft. Ein anderer wichtigerer Punkt, in welchem Grün- 
hut durch eine kurze Bemerkung die Theorie vor einem Irr- 
wege warnt, welchen einzuschlagen sie eben im Begriffe war, 
ist die Polemik gegen Staub's Lehre von der anomalen Suc- 
cession, II, S. 133, Anm. 3. Staub versucht nämlich im §. 4 
zu Anm. 82 das Indossament nach Protest, die Cession und die 
Erbfolge mit dem Erwerbe des dolosen Indossatars, des soge- 
nannten fiduciarischen Indossatars oder Incassomandatindossatars 
als anomale Successionen zusammenzufassen. Hiegegen bemerkt 
Grünhut: „Der Indossatar nach Protest hat zwar wie der 
Cessionar, der Erbe abgeleitete Rechte, er ist aber im Unter- 
schiede von ihnen durch Indossament nach A. 36 legitimirt. 
Der dolose Indossatar hat entweder gar kein Recht aus dem 
Wechsel (A. 74) — so z. B. der bösgläubige Erwerber, der als 
Strohmann vorgeschobene Scheinindossatar — oder er hat ori- 
ginäre Rechte gegenüber allen Wechselschuldnern, muss sich 
aber von Seiten eines bestimmten Wechselschuldners die 
exceptio doli gefallen lassen ; . . . er hat also in keinem Falle 
blos abgeleitete Rechte ; ebenso hat der fiduciarische Indossatar 
originäre Rechte, die aber , weil er die gegen den Indossanten 
bestehenden Einwendungen abschneiden will, durch eine in seiner 
Person begründete exceptio doli gegenüber einem Wechselschuldner 
beschränkt sein können." 

Noch über eine andere, sonst kaum je erörterte Frage des 
werthpapiermässigen Rechtserwerbes finden wir bei Grünhut 
eine Bemerkung, der wir jedoch nicht zustimmen können. Es 
besteht nämlich kein Zweifel, dass durch die bona fides des 
Erwerbers das Eigenthum und Gläubigerrecht des Auetors er- 
setzt werden kann. Dagegen wird in der Regel die Frage gar 
nicht aufgeworfen, ob die Redlichkeit des Erwerbes auch einen 
giltigen Titel ersetzen kann, mit anderen Worten, ob zum Er- 
werbe wie bei der Usucapion ein Putativ-Titel genügt. Hiebei 
verstehen wir unter Titel jenen Theil des Erwerbsthatbestandes, 
welcher dem Erwerber ein Recht auf Behalten der erworbenen 
Sache gegenüber der Klage aus dem Rechte des bisherigen Be- 
sitzers gibt. 88 ) Es ist kein Zweifel , dass mein guter Glaube 

S8 ) Die Begründung dieser Auffassung findet der Leser in meinem Aufsatze 
über die Wirkung des Rechtsirrthums , mit einem Excurs über den Ersitzungs- 
titel, Ihering's Jahrbücher, Bd. XXXIII, S. 176f M insbesondere S. 181, 185. 
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den Diebstahl meines Auetors deckt. Fraglich ist, ob er auch 
dessen Minderjährigkeit und damit den Mangel eines giltigen 
Kaufes des Wechsels deckt. Grünhut findet nun hier einen 
der Fälle vorliegend, wo eine Trennung zwischen Eigenthum 
und Gläubigerrecht entsteht. Er sagt in der bereits citirten 
Note 33, I, S. 290: „Oder der letzte Wechselgläubiger und In- 
dossant des Wechsels ist für die von ihm vorgenommene Tra- 
dition des Papieres an den Indossatar handeis- und dispositions- 
unfähig gewesen, z. B. wahnsinnig , minderjährig oder gericht- 
lich erklärter Verschwender; der gutgläubige Indossatar wird 
hier Wechselgläubiger, jedoch nicht Papiereigenthümer." Dem 
zweiten Theile dieser Behauptung stimme ich zu und sage all- 
gemeiner, der gutgläubige Erwerber eines Werthpapieres wird 
ohne giltigen Titel nicht Eigenthümer. Dies ergibt sich für 
Inhaberpapiere unmittelbar aus der Fassung des A. 307 des 
H. G. B. und 371 des bürgerl. Gesetzbuches, da überall nur 
davon die Rede ist, dass der gute Glaube das fehlende Eigen- 
thum des Auetors, nicht aber etwa dessen Handlungsfähigkeit 
oder sonst ein Erforderniss des Erwerbes ersetzen kann. Da- 
gegen lautet A. 74 der W. 0. allerdings allgemeiner und man 
müsste, wenn man an dem Wortlaute festhält, dem redlichen 
Erwerber von einem Auetor, dessen Handlungsunfähigkeit ihm 
unbekannt war, nicht nur mit Grünhut das Gläubigerrecht, 
sondern auch das Eigenthumsrecht zusprechen. Aber schon die 
Analogie der Inhaberpapiere, die ja noch mehr auf Umsätze 
angelegt sind als der Wechsel, spricht gegen eine solche Auf- 
fassung und zwingt uns, wie ich nicht bezweifle, dazu, für das 
gesammte Werthpapierrecht anzunehmen, dass der gute Glaube 
des Erwerbers den Mangel eines zum Eigenthumserwerbe er- 
forderlichen Titels überhaupt nicht zu decken geeignet ist. Die 
gleichen Argumente aber, die gegen den Erwerb des Eigentums- 
rechtes in einem solchen Falle sprechen, sprechen auch gegen 
den Erwerb des Gläubigerrechtes. Zu der von Grünhut an- 
genommenen Unterscheidung liegt, so viel ich sehe, kein Anlass 
vor. Noch wäre die Frage aufzuwerfen, wie der Fall zu ent- 
scheiden ist, wenn ich in gutem Glauben von einem minder- 
jährigen Diebe erwerbe, wo also sowohl ein giltiger Titel als 
das Eigenthumsrecht des Auetors fehlt. Ich begnüge mich damit, 
unter Hinweis auf meine oben N. 38 angeführte Abhandlung die 
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Ansicht auszusprechen, dass in einem solchen Falle der redliche 
Erwerber Eigenthum erwirbt. Der Mangel des Titels hindert 
nur den Erwerb des Eigenthums vom Auetor. Wenn aber dieser 
selbst nicht Eigenthümer war, so ist kein Grund abzusehen, 
warum der Verlierer oder Bestohlene aus der Minderjährigkeit 
oder sonstigen Handlungsunfähigkeit des Diebes einen höheren 
Schutz seines Eigenthums gegen mich als den redlichen Erwerber 
ableiten könnte. Des Widerspruches, in welchem diese Ansicht 
zu den herkömmlichen Meinungen steht, bin ich mir wohl bewusst. 
Zum Schlüsse dieser Ausführung will ich deren wesent- 
lichste Resultate in wenige Sätze zusammenfassen: 

1. Bei den vollkommenen Werthpapieren ist eine bestimmte 
Form des Eigenthumserwerbes durch besondere Wirkungen aus- 
gezeichnet. Diese werthpapiermässige Form des Eigenthums- 
erwerbes besteht bei Inhaberpapieren in der blossen Uebergabe, 
bei Ordrepapieren in der Uebergabe auf Grund eines Indossa- 
mentes. Die besondere Wirkung dieser Erwerbsform, neben 
welcher auch andere (Fund, Erbschaft) möglich sind, sind 
folgende : 

a) Die Creationswirkung. Sie besteht darin, dass durch 
diesen 89 ) Eigenthumserwerb die Verpflichtung des Ausstellers 
zur Entstehung gelangen kann. Ein Bruch mit den Grundsätzen 
unseres Vertragsrechtes muss hierin nicht nothwendig gesehen 
werden. 

b) Die besondere Transportwirkung. Der redliche Erwerber 
wird durch den werthpapiermässigen Erwerb Eigenthümer und 
Gläubiger, wenngleich diese Eigenschaften seinem Vormanne 
fehlten. 40 ) Nicht richtig ist, dass die werthpapiermässige Er- 
werbsform das Recht des Erwerbers zu einem schlechthin ori- 
ginären macht. 

2. Der werthpapiermässige Erwerb ist stets ein Erwerb 
des Eigenthumrechtes und des Gläubigerrechtes in Einem. Ein 
nicht werthpapiermässiger Erwerb des Gläubigerrechtes kann 
ohne gleichzeitigen Erwerb des Eigenthumsrechtes und ein 
nicht werthpapiermässiger Erwerb des Eigenthumrechtes ohne 
gleichzeitigen Erwerb des Gläubigerrechtes erfolgen. Damit 

M ) Nach Ran da durch jeden. 

40 ) Bei den Ordrepapieren ist noch eine legitinrirende und beim Wechsel 
und Warrant eine Garantiewirkung zu unterscheiden 
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glauben wir in anfechtungsfreier Weise zwischen den Resultaten 
der führenden Forschungen von Goldschmidt, Ran da und 
Grünhut vermittelt zu haben. 

§. 7. Einzelne wechselrechtliche Streitfragen. 

A. Natur des Scripturactes. 
Die Wechselverpflichtung wie die anderen werthpapier- 
mässigen Verpflichtungen beruhen auf einem Scripturacte. Die 
intacte Schrift ist wesentlich für das Entstehen der Verpflich- 
tung, für die Uebertragung des Rechtes, nach der herrschenden 
Lehre auch für das Fortbestehen der Verpflichtung. Die herr- 
schende Lehre in diesem letzten Punkte ist jedoch von dem 
österreichischen obersten Gerichtshofe und D e r n b u r g 41 ), meines 
Erachtens mit Recht, verworfen worden. Anzuerkennen ist nur, 
dass die Scriptur in dem Augenblicke aufgehört hat, das Recht 
zu verkörpern, in welchem sie getilgt wurde. Es ist aber nir- 
gends ausgesprochen und deswegen auch unrichtig, dass bereits 
entstandene Rechte durch die Tilgung der Scriptur erlöschen. 
Grünhut 42 ) selbst erkennt trotz des Fehlens einer ausdrück- 
lichen Bestimmung im österreichischen Rechte an, dass die 
Amortisation den Zweck hat, nicht nur einen verlorenen, sondern 
auch einen vernichteten Wechsel zu ersetzen. Ohne Zweifel kann 
also auch das Recht aus einem Wechsel, bei welchem beispiels- 
weise das Ausstellungsdatum getilgt ist, durch Amortisation 
wieder hergestellt werden. Es ist aber klar, dass in einem 
solchen Falle die Amortisation ein vollkommen zweckwidriger 
Act ist, da die ursprüngliche Vollständigkeit des Wechsels, auf 
die es allein praktisch ankommt, doch weit natürlicher und 
zweckmässiger direct zwischen Gläubiger und Schuldner mit 
oder ohne Process festgestellt wird als mittels des einseitigen 
Amortisationsverfahrens, welches sachlich für die Frage der 
früheren Vollständigkeit gar keinen Beweis liefern kann. Wer 
einmal durch den rechtmässigen Erwerb der formrichtigen Schrift 
Wechselgläubiger geworden ist, bleibt Wechselgläubiger trotz 
ihrer Zerstörung. Doch erleidet dieser Satz zwei wichtige Ein- 



41 ) Preussisches Privatrecht , §.281, Note 4. S. dagegen Grünliut, eod. 
Note 4. 

42 ) II, S. 268, Note 2. 
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sebräiikungen , durch welche wir uns den Resultaten der herr- 
schenden Theorie wieder nähern. 

1. Das Wechselrecht erlischt denjenigen Schuldnern gegen- 
über, welchen durch die Bezahlung des Wechsels ein Wechsel- 
recht gegen andere Wechselschuldner erwächst, also den regress- 
berechtigten Regressaten gegenüber, denn diese haben nach 
anerkannten Grundsätzen das Recht auf einen intacten Wechsel. 
Auch besteht ihnen gegenüber das Rechtsinstitut der Amorti- 
sation, auf welchem unsere Argumentation beruht, nicht. 

2. Auch der principale Wechselschuldner muss, ja darf 
nur gegen ein Papier zahlen, dessen Identität mit dem von ihm 
ausgestellten Wechsel er noch controliren kann. In anderen 
Fällen ist zur Ausübung des Rechtes Amortisation des zer- 
störten Wechsels erforderlich. 

Selbstverständlich ist, dass die Rechtssätze über die Cir- 
culation des Wechsels das Vorhandensein einer formrichtigen 
unzerstörten Scriptur zur Voraussetzung haben. 

B. Widerruflichkeit des Scripturactes. 43 ) 
Hier constatirt die herrschende Lehre einen gewichtigen 
Unterschied zwischen dem Accept einerseits, der Tratte und 
dem Indossament andererseits. 44 ) Unstreitig ist, dass der Tras- 
sant und Indossant durch Durchstreichung ihrer Erklärungen 
den Erwerb eines Wechselrechtes gegen sich hindern können. 
Eine durchstrichene Tratte ist keine Tratte, ein durch strichenes 
Indossament kein Indossament. 45 ) Auch können diese Wechsel- 
erklärungen im Einverständnisse mit dem Wechselgläubiger 
durch Durchstreichung getilgt werden. Die Rechte der Vor- 
männer erleiden hiedurch keinen Abbruch, denn die Zwischen- 
männer zwischen dem durchstreichenden Indossanten und dem 
Wechselgläubiger werden durch eine solche Durchstreichung von 
ihrer Verpflichtung frei, da sie sich die Rückstellung eines um 
eine Unterschrift ärmeren Papieres nicht gefallen lassen müssen. 



48 ) Hierüber eingehend Grünhut, Bd. II, §. 77. 

44 ) Der Avalist ist so wie der zugehörige Hauptverpflichtete, der Ehren- 
aeeeptant wie der Acceptant zn bebandeln (siehe unten sub D). 

4 *) Wenngleich durch die Durchstreichung nach unserer von der herr- 
schenden abweichenden Ansicht nicht Rechte verloren gehen, die auf Grund der 
noch intacten Wechselerklärung erworben worden sind. 
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Die Nachmänner des Wechselgläubigers sehen schon beim Er- 
werbe, dass sie ein entsprechend schlechteres Papier erhalten. 
Anders verhält sich dies mit der Durchstreichung der Unter- 
schrift des Acceptanten, denn der Acceptant ist der Reihen- 
folge der Haftung nach ein Vormann, dem Zeitpunkte der Ent- 
stehung dieser Haftung nach häufig ein Nachmann der anderen 
Wechselpersonen. Den Widerruf der Verpflichtung des Accep- 
tanten kann das Wechselrecht nun auf doppelte Art behandeln. 
Es könnte erklären, dass der Widerruf des Acceptes unter Zu- 
stimmung des Wechselgläubigers giltig ist, dass aber durch 
diese Tilgung auch alle anderen Vormänner des Wechsel- 
gläubigers befreit werden, kurz, dass der ganze Wechsel ver- 
nichtet wird und durch eine Weiterbegebung allenfalls der bis- 
herige Wechselgläubiger zum alleinigen Wechselschuldner wird, 
oder es kann den Widerruf der Verpflichtung des Acceptanten 
als nichtig behandeln. Der Wechselgläubiger kann keinesfalls 
den Acceptanten allein seiner wechselmässigen Verpflichtung 
entlassen. 46 ) Da nun nicht anzunehmen ist, dass der Wechsel- 
gläubiger, der die Durchstreichung des Acceptes zulässt, alle 
Wechselschuldner entlassen wollte, so haben alle von Grün- 
hut, Note 5, verglichenen Wechselordnungen den Rechtssatz der 
Unwiderruflichkeit des Acceptes aufgestellt. 47 ) Unsere Wechsel- 



46 ) Ein pactum de non petendo, welches nicht in catnbium, sondern 
nur zum Nachtheile des Verzichtenden wirkt, ist natürlich zulässig. 

47 ) Es zeigt sich der interessante Gegensatz, dass der vom Wechselgläubiger 
zugelassene Widerruf des Scripturactes des Ausstellers eines eigenen Wechsels 
alle Wechselverpflichteten befreit, der des Acceptanten aber nichtig ist. Der 
Grund dieser verschiedenen Behandlung ist nicht blos das formale Moment, dass 
durch das Fehlen der Unterschrift des Ausstellers ein wesentliches Erforderniss 
getilgt wird, nicht aber durch die Tilgung der Unterschrift des Acceptanten, 
sondern liegt überwiegend in einer gesetzlichen Willensinterpretation. Wer als 
Wechselgläubiger den Aussteller eines eigenen Wechsels befreit, muss wissen, 
dass er damit sein Recht gegen diejenigen Personen verwirkt, die ihm einen 
besseren Wechsel übergeben haben. Wer aber die "Durchstreichung eines vielleicht 
von ihm selbst eingeholten Acceptes zulässt, kann leicht zu der Ansicht kommen, 
dass er nur einen bestimmten unter seinen Schuldnern befreit, auf dessen Haf- 
tung seine Vormänner keinen Anspruch haben. Wenn nun das Gesetz mit Grund 
die Disposition des Wechselgläubigers über einen Vortheil, den er seinen Vor- 
männern einmal verschafft hat, nicht duldet, so ist es billig, dieser Disposition 
lieber jede Wirkung abzusprechen, als ihr eine Tragweite beizulegen, welche nicht 
im Sinne des die Durchstreichung zulassenden Wechselgläubigers lag. 
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Ordnung thut dies im A. 2t , Abs. 4 mit den Worten: „Die 
einmal erfolgte Annahme kann nicht wieder zurückgenommen 
werden." Diese vielerörterten Worte werden nun auf Grund 
historischer 48 ) und praktischer Argumentationen dahin ver- 
standen, dass ein Accept nach einmal erfolgter Niederschrift 
nicht mehr getilgt werden kann. Es wird auf die entsprechenden 
Bestimmungen des allgemeinen Landrechtes, §. 715, II, 8 und 
deren Entstehungsgeschichte und auf die Missbräuche hin- 
gewiesen, welche sonst durch eine unter der Maske der ein- 
seitigen Durchstreichung vor der Begebung des Acceptes durch- 
geführte einverständliche Durchstreichung zum Nachtheile der 
Vormätmer des Wechselgläubigers geübt werden könnten. Aber 
alle diese Argumente scheinen mir nicht ein Bedenken aufzu- 
wiegen, welches sich gegen die herrschende Meinung aus der 
Bestimmung des zweiten Absatzes des A. 21 ergibt. Hier heisst 
es nämlich, dass eine unterschriebene Erklärung des Bezogenen, 
aus welcher sich eine Einschränkung oder directe Negation des 
Acceptationswillens ergibt, das Accept nichtig macht. Es ist 
also sicher, dass die Worte „nicht acceptirt" zu der Unter- 
schrift hinzugefügt, deren Wirkung aufheben. Welchen Sinn 
hätte es nun, wenn das Gesetz dem Bezogenen gestatten würde, 
dem einmal ertheilten Accepte durch einen einseitig hinzuge- 
fügten Zusatz, nicht aber durch eine Durchstreichung seine 
Kraft zu nehmen? Oder soll man sich etwa in eine Unter- 
suchung einlassen, ob der Acceptant erst den Namen und dann 
den Zusatz geschrieben hat? Dann müsste man ja wohl auch 
untersuchen, ob nicht die Striche durch die Unterschrift vor der 
Unterschrift bereits auf dem Papiere befindlich waren. Wir 
müssen uns also in diesem wichtigen Punkte von der auch durch 
Grünhut nachdrücklich vertheidigten herrschenden Theorie 
trennen. 

C. Zeitsichtwechsel.* 9 ) 
Bei der Interpretation des A. 19 sind wir gewohnt, eine 
dornenvolle Auseinandersetzung zu lesen, nach welcher das Wort 
„Annahme" eigentlich nicht Annahme bedeutet und vom Ge- 
setze fälschlich die Präsentation zur Annahme anstatt der 



48 ) Lehmann, Wechselrecht, §. 63, S. 233. Insbesondere Grünhut, I, 
S. 161. 

«*) Grünhut, I, §.50. 
Adler. 49 3 
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Präsentation zur Sicht vorgeschrieben sein soll. Grün hu t be- 
seitigt diesen Irrthum definitiv und stellt den Satz auf: die 
Präsentation blos zur Sicht anstatt zur Annahme ist nicht 
genügend; es kann dem Bezogenen nicht gestattet sein, durch 
einen Vermerk, wie „gesehen, aber nicht angenommen", die Ver- 
fallszeit des Wechsels zu bestimmen. Es ist nicht einzusehen, 
warum wir im Widerspruche mit dem klaren und auch sehr 
verständigen Wortlaute des Gesetzes ihm diese Befugniss ein- 
räumen sollen. Allerdings kann durch diesen Vermerk gemäss 
der bisherigen Ansicht ein Protest erspart werden. Aber der 
Protest ist in wenigen Fällen so nöthig wie gerade hier, denn 
dieser Protest stellt die Nichtversäumung der Präsentations- 
frist in Evidenz und beugt, wie Grünhut richtig bemerkt, 
Collusionen zwischen dem Bezogenen und dem Gläubiger vor. 
Geschichtlich erweist sich die Bestimmung des A. 19 als ein 
letzter Rest „einer im früheren Wechselrechte in sehr grossem 
Umfange anerkannten Pflicht zur Präsentation des Wechsels zum 
Accepte, einer Pflicht, die insbesondere bei dem Zeitsichtwechsel 
stets ausser Frage stand und bei der immer nur von einer 
Präsentation zur wirklichen Acceptation die Rede war". Sim- 
plex sigillum veri. 

D. Ehrenaccept. 50 ) 
Der alten Ansicht, dass das Ehrenaccept kein Accept, 
sondern die Uebernahme der Regresspflicht des Honoraten ist, 
stellt Grünhut die entgegengesetzte gegenüber. Folglich sind 
auch nach Grünhut im Zweifel die Rechtssätze über die Ver- 
pflichtung des Acceptanten auf den Ehrenacceptanten anzu- 
wenden. Es scheint mir, dass die starre Durchführung dieses 
Princips nicht überall zu glücklichen Ergebnissen führt. Da- 
gegen ist die Polemik gegen die bisher herrschende Meinung 
allerdings völlig gerechtfertigt. Die Verpflichtung des Ehren- 
acceptanten unterscheidet sich von der Verbindlichkeit des 
Acceptanten dadurch, dass sie eine subsidiäre ist, aber auch 
von der des Honoraten dadurch, dass der Ehrenacceptant vor 
dem Honoraten in Anspruch genommen werden muss. Der 
Ehrenacceptant kann wie ein anderer Regresspflichtiger erst 
nach dem Bezogenen und muss wie ein Acceptant vor dem 

60 ) Grünhut, Bd. II, §. 133 f. 
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Honoraten und dessen Nachmännern angegangen werden. Wenn 
wir also das Ehrenaccept mit Grünhat als eine Art des 
Acceptes bezeichnen, so müssen wir doch die Besonderheiten 
dieser Art des Acceptes bei jeder einzelnen Frage im Auge 
behalten. Dem widerspricht es aber meines Erachtens, wenn 
Grünhut für die Verjährung der Klage gegen den Ehren- 
acceptanten die dreijährige Verjährungsfrist gelten lassen will. 
Die ratio einer so langen Frist für die Verjährung der Klage 
gegen den Acceptanten liegt darin, dass dieser seinerseits nicht 
mehr Regiess zu nehmen hat. Sie entfällt für den Ehrenaccep- 
tanten, welcher, im Falle er zur Zahlung gelangt, seinerseits 
regressberechtigt ist. Wenn der Ehrenacceptant z. B. nach einem 
Jahre geklagt wird und in Consequenz der Grünhut'schen An- 
sicht zahlen muss, so wird ihm in der Regel die Revalirungs- 
klage gegen den Honoraten zustehen, der seinerseits keinen 
Regress mehr wird nehmen können und somit ganz unbilliger- 
weise den Schaden tragen muss. 60 *) Ebenso gibt Grünhut die 
Bereicherungsklage nach A. 83 gegen den Ehrenacceptanten zu, 
weil sie nach dem Gesetze gegen den Acceptanten geht. Wir 
könnten diese Analogie höchstens für denjenigen Ehrenaccep- 
tanten anerkennen, der zu Gunsten des Trassanten oder des 
unsicheren Acceptanten intervenirt hat. Ich möchte behaupten, 
dass der Ehrenacceptant in anderen Fällen unter gar keinen 
Umständen bereichert sein kann. 50b ) Hat er die Deckung vom 
Honoraten empfangen, so ist er verpflichtet, sie zurückzugeben. 
Ist man der Meinung, dass er verpflichtet ist, sie dem Wechsel- 
gläubiger auszufolgen, so kommt dadurch der Honorat, dem- 
gegenüber der Wechsel ja präjudicirt ist, zu Schaden. Dies ist 
insbesondere dann gefährlich, wenn der Wechsel ganz und gar 
präjudicirt erscheint, indem er dem Bezogenen nicht innerhalb 
der Protestfrist präsentirt wurde. Nicht erörtert wird von 
Grünhut die Frage des Widerrufes und der Durchstreichung 

60 *) Note des Herausgebers. Der Ehrenacceptant wird in diesem 
Falle selbst den Schaden zu tragen haben; er hat keinen Wechsel massigen Regress, 
da seine verspätete Zahlung keine Ehren Zahlung ist; seine gemeinrechtliche Re- 
valirung8klage gegen den Honoraten wird er aber verwirkt haben, weil er die 
Interessen des Honoraten durch die Unterlassung der rechtzeitigen Ehrenzahlung 
pflichtwidrig vernachlässigt hat. 

6ab ) Note des Herausgebers. Dies stimmt in der Sache mit meiner 
in Bd. II, S. 568, Wechselrecht, geäusserten Ansicht überein. 
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des Ehrenacceptes. 60C ) Hier scheint die Analogie mit dem Accepte 
eine vollständige, s. o. sub B. Ebenso ist der Satz des Art. 67, 
Abs. 2, nach welchem der Acceptant ans mehreren von ihm 
acceptirten Dnplicaten mehrfach haftet, auch auf den Ehren- 
acceptanten anzuwenden. 60d ) 

E. Vertheidigung des Wechselbeklagten. 61 ) 

A. 82 der W. 0. lautet : Der Wechselschuldner kann sich 
nur solcher Einreden bedienen, welche aus dem Wechselrechte 
selbst hervorgehen oder ihm unmittelbar gegen den jedesmaligen 
Kläger zustehen. Diesem Artikel lässt sich ein Rechtssatz mit 
voller Klarheit entnehmen : Deswegen allein, weil eine Wechsel- 
einrede einem Wechselschuldner gegen einen früheren Wechsel- 
gläubiger zustand, kann er diese Einrede noch nicht dem ihn 
klagenden Wechselgläubiger gegenüber geltend machen. Dieser 
Rechtssatz hat zur Voraussetzung, dass der klagende Wechsel- 
gläubiger ein vorprotestl icher Indossatar oder der Indossatar 
eines präjudicirten Wechsels (rücksichlich der durch die Ver- 
säumung des Protestes nicht präjudicirten Wechselrechte) oder 
ein Ehrenzahler oder ein Regresszahler ist. Dieser Rechtssatz ist 
gemeint, wenn das Gesetz ungenau von Einreden spricht, die nur 
unmittelbar gegen den jedesmaligen Kläger zustehen. Der Ausdruck 
des Gesetzes geht in dieser Beziehung über seinem wahren Sinn 
hinaus; denn wenn wir schliesslich den Sprachgebrauch uns ge- 
fallen lassen, der zwischen unmittelbar und mittelbar zustehenden 
Einreden unterscheidet, um auf Grund dieser Unterscheidung die 
„mittelbaren" Einreden, d. h. die Einreden aus der Person des 
Vormannes auszuschliessen, so ist es doch eben nicht der wahren 
Absicht des Gesetzes entsprechend, diese Einreden unbedingt 
auszuschliessen ; sie sind nur soweit ausgeschlossen, als sie dem 
Erwerber des Wechsels im Zeitpunkte des Erwerbes unbekannt 
waren. Immerhin lässt sich in Anlehnung an den Wortlaut des 
Gesetzes dem Worte „unmittelbar" ein vernünftiger Sinn bei- 
legen; dagegen lässt sich mit den Worten „aus dem Wechsel- 



60c ) Note des Herausgebers. Diese Fragen sind ja in Bd. II, S. 492 
meines Wechselrechts beantwortet. 

60d ) Note des Herausgebers. Diese Frage ist in Bd. I t S. 344, 
Note 28 meines Wechselrechts in dem gleichen Sinne beantwortet. 

") Grünhut, §§.86—89. 

52 



Digiti 



zedby G00gle 



von den Werthpapieren und dem Wechsel. 35 

rechte selbst" trotz Gruft tut's und Staub's scharfsinniger 
Interpretationsversuche nichts anfangen. Grünhut interpretirt 
diese Worte dahin, dass damit jene Einreden gemeint seien, 
„deren Fundament im specifischen Wechselrechte ruht, oder die 
sich schon aus der Natur der Wechselverpflichtung als eines 
Scripturactes ergeben und darin wurzeln, dass das Recht aus 
dem Scripturacte als solchem überhaupt nicht, also zu Gunsten 
keines Inhabers (absolut), oder dass es nur zu Gunsten dieses 
Inhabers, des Klägers (relativ), nicht bestehe". Aber die Worte 
Grünhut's „im specifischen Wechselrechte " können doch 
schliesslich nichts bedeuten als „in der Wechselordnung", und 
soweit ist die Bestimmung des Gesetzes, wie Thöl ausführt, 
gewiss selbstverständlich. Sie ist aber auch, wie Thöl weiter 
sagt: durch das hinzugefügte Wörtchen „nur", welches die Be- 
rufung auf das übrige Recht, welches nicht specielles Recht ist, 
ausschliesst, zu eng und daher irreführend. So ist die Einrede, 
dass die Wechselerklärung unter absolutem Zwange ausgestellt 
ist , eine Einrede , die im gemeinen Rechte begründet ist und 
jedem Wechselschuldner gegen jeden Gläubiger zusteht. Dass 
auch die Einreden aus der Natur der Scriptur-Obligationen dem 
Wechselschuldner zustehen, ist gleichfalls selbstverständlich, aber 
in den betreffenden Worten des A. 82 nicht mehr enthalten. Für 
eine blosse Paraphrase des Gesetzestextes leistet diese Hinzufügung 
zu viel, um die möglichen Einreden zu erschöpfen, zu wenig. 
Auf die dichotomische Eintheilung des Gesetzes, welches 
die zulässigen Wechseleinreden eintheilt in solche, die unmittelbar 
gegenüber dem Kläger zustehen , und in solche , die aus dem 
Wechselrechte selbst entspringen, lässt sich schon aus dem 
Grunde kein wissenschaftliches System aufbauen, weil es deren 
gibt, die nicht nur aus dem Wechselrechte entspringen, sondern 
auch gleichzeitig gegen den jedesmaligen Kläger unmittelbar 
zustehen , wie z. B. die Einrede des unredlichen Erwerbes vom 
Nichteigentümer des Wechsels oder die Einrede der mangelnden 
Legitimation. Kurz, der A. 82 ist nichts als ein unverständ- 
liches Lallen des Gesetzgebers 52 ), dem es nicht gelang, die 
Wechseleinreden positiv zu erschöpfen und zu gruppiren, 

M ) Bemerken swerth ist , dass auch §. 364 , Abs. 2 des neuen deutschen 
H. G. B. keine wirkliche Verbesserung bringt. S. hierüber meine Ausführung in 
Holdheim's Monatsschrift, 1897, S. 8. 
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wobei aber die eine Vorschrift deutlich herauszuhören ist, 
dass Einreden aus der Person des Vormannes grundsätzlich 
unzulässig sein sollen. Eine natürliche Eintheilung der Ver~ 
theidigungsmittel des Beklagten liegt dagegen meines Erachtena 
in folgendem System, welches auch dem wahren Willen der 
Wechselordnung ohne Zweifel gerecht wird. Die Wechselein- 
reden im weitesten Sinne, genauer die Gründe, aus welchen eine 
Wechselklage abzuweisen ist, zerfallen in folgende Gruppen: 

1. In die erste Gruppe fallen jene Einwendungen, aus 
welchen blos hervorgeht, dass der Wechselkläger nicht der 
Wechselgläubiger ist, aus denen aber nicht hervorgeht, dass die 
Wechselschuld des Geklagten nicht einer anderen Person gegen- 
über besteht. Diese Einrede geht also dahin, &Qs der Kläger 
nicht Gläubiger sei, sei es, weil er nicht Eigenthümer des 
Wechsels ist, sei es, weil eine ausnahmsweise Trennung der 
Gläubigerschaft vom Eigenthum an dem Wechsel eingetreten ist. 

2. Durch die zweite Gruppe von Einwendungen leugnet 
der Geklagte, überhaupt Wecbselschuldner zu sein. Innerhalb 
dieser Gruppe sind wieder zu unterscheiden 58 ): 

a) jene Einwendungen, welche sich nur gegen den Kläger 
richten und cessiren würden, wenn der Wechsel von irgendeiner 
anderen Person in Unkenntniss dieser Einwendungen erworben 
worden wäre. Dies trifft bei allen Einwendungen dieser Gruppe 
zu, sofern sich nicht aus dem Gesetze das Gegentheil ergibt. 
Hieher gehört insbesondere die Einwendung, dass der Kläger 
selbst in Kenntniss einer Einwendung den Wechsel erworben habe. 

b) Einwendungen, durch welche ausnahmsweise der Ge- 
klagte gegen jeden möglichen Erwerber des Wechsels geschützt 
ist. Hieher gehören zunächst alle rechtshindernden Thatsachen 
in einem weitgehenden, auch die negative Litiscontestation um- 
fassenden Sinne, mangelnde Form, Wechselunfähigkeit u. dgl., 
aber auch gewisse rechtsaufhebende Thatsachen, so die Prä- 
judicirung des Wechsels, die Verjährung, die Deposition der 
geschuldeten Summe. 



M ) Aehnlich unterscheidet auch Grünhut, S. 133. 



* Comp, in Wien. 
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